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Einleitung

Der Abbau umweltschädlicher Subventionen be-
stimmter Industriezweige oder Verhaltens weisen 
stellt für die ökologische Modernisierung der 
Wirtschaft einen wichtigen Bestandteil dar. Tradi-
tionelle Wirtschaftspolitik zielt häufi g darauf ab, 
Energie, Rohstoffe, Flächen und Infrastrukturen 
möglichst billig anzubieten, um wirtschaftliche 
Entwicklung zu fördern. Eine solche Politik igno-
riert jedoch nicht nur die negativen Umwelt-
effekte, die sich aus dem ressourcen intensiven 
Wirtschaften ergeben. Sie verschenkt auch Inno-
vationspotenziale in den neuen „grünen“ Märk-
ten. Branchen und Unternehmen, die von Sub-
ventionen für ein ressourcenintensives Wirtschaf-
ten profi tieren, wehren sich gegen deren Abbau 
mit dem Argument, dass Arbeitsplätze gefährdet 
würden. Ein einseitiger Subventionsabbau würde 
Wettbewerbsnachteile gegenüber solchen Län-
dern bedeuten, in denen Subventionen fort be-
stehen. Langfristig zeigen aber viele Beispiele, 
dass Nachteile eher durch Schwächen im Inno-
vationswettbewerb entstehen. Die weltweiten 
Wachstumsraten für Technologien im Bereich er-
neuerbarer Energien, nachhaltiger Mobilität, Re-
cycling, ressourcensparender Produkte usw. sind 
trotz Krisen in anderen Sektoren zweistellig (BMU 
2010, u. a.). Es ist ein intensiver Wettbewerb zwi-
schen den Industrieländern um diese Märkte im 
Gange. Auch Schwellenländer drängen macht-
voll in diesen Bereich. Gerade der Fortbestand 
von Subventionen verzögert aber den Struktur-
wandel und somit das Innovationsgeschehen hin 
zu einer wettbewerbsfähigen, ökologisch und so-
zial nachhaltigen Wirtschaft. Nicht nur aus haus-
halts- und umwelt-, sondern auch aus innova-
tionspolitischer Perspektive sind strukturkonser-
vierende Subventionen also problematisch. Sie 
tragen dazu bei, dass Arbeitskräfte in unproduk-
tiven und nicht zukunftsfähigen Beschäftigungen 

verbleiben und neuen, innovativen Sektoren 
nicht zur Verfügung stehen. Es fehlen die Anrei-
ze, in neue energie- und ressourcenschonende 
Technologien zu investieren, diese auf den Markt 
zu bringen und die Rolle des Innovationsführers 
zu übernehmen. Da diese Technologien politik- 
und regulierungsgetrieben sind, ist ein Wettbe-
werb um die Märkte zugleich ein Regulierungs-
wettbewerb um die anspruchsvollsten und inno-
vationsfreundlichsten Politiken. Das schließt die 
Politiken zum Subventionsabbau mit ein: Länder, 
denen es früher als anderen gelingt, ihre Indus-
triestruktur umweltverträglich zu gestalten, in-
dem umweltschädliche Subventionen abgebaut 
werden, haben Wettbewerbsvorteile auf diesen 
Märkten. Viele Fälle zeigen zudem, dass mit der 
Fortführung umweltschädlicher Subventionen 
nicht nur langfristige Nachteile verbunden sind, 
sondern dass die kurzfristig möglichen negativen 
Folgen ihres Abbaus (bspw. Arbeitsplatzverluste) 
oft durch die Einsparungen im Subventionsvo-
lumen kompensiert werden können, da die frei 
werdenden Mittel für die aktive Gestaltung des 
Transformationsprozesses und Strukturwandels 
eingesetzt werden können. 

Politisch hoch umstritten, verspricht der Ab-
bau von Subventionen langfristig und gesamt-
wirtschaftlich durchaus positive Folgen für Wett-
bewerbsfähigkeit und Arbeitsplätze. Dazu möchte 
die vorliegende Studie ihren Beitrag leisten, in-
dem sie: 
(1) konkrete Ansatzpunkte für einen Abbau um-
weltschädlicher Subventionen aufzeigt; 
(2) Vorschläge zur Ausgestaltung des politisch 
notwendigen Prozesses entwickelt, die zur Aus-
schöpfung der Vorteile eines Subventionsabbaus 
beitragen und zugleich Akzeptanz für solche 
Maßnahmen schaffen. 
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Im Unterschied zu anderen Studien und weit - 
verbreiteten Ansichten, die einer politisch oft als 
opportun angesehenen Rasenmäher-Methode 
den Vorzug geben, wird hier eine differenzierte 
Sicht auf Subventionen vorgeschlagen. Techno-
logien, die zu einer Umweltentlastung beitragen, 
haben häufi g noch nicht denselben Entwick-
lungsstand wie die existierenden konkurrieren-
den umweltintensiven Technologien. Sie benö-
tigen andere Infrastrukturen oder sind teurer, 
weil sie Umweltkosten nicht externalisieren. 
 Solarstrom beispielsweise ist immer noch teurer 
als der aus Braunkohle gewonnene Strom, weil 
darin Umweltkosten nicht berücksichtigt werden.  
Elektroautos sind gegenüber Benzin- oder Diesel-
autos im Nachteil usw. Grüne Technologien brau-
chen eine – degressiv angelegte – Förderung, um 
Lern- und Skaleneffekte zu erzielen. Die dafür 
notwendigen Anstrengungen in Forschung und 
Entwicklung oder für Infrastrukturen (zum Bei-
spiel das neue Stromnetz) können nicht von ein-
zelnen Unternehmen getragen werden. Gleiche 
Spielregeln muss es aber auch für die Nutzung 
von natürlichen Ressourcen geben. Daher sind 
Subventionen, die darauf zielen, Umweltkosten 
zu subventionieren, doppelt schädlich: Sie för-
dern nicht nur den Umweltverbrauch, sondern 
wirken auch strukturkonservierend und behin-
dern den Wettbewerb zwischen alten ressourcen-
intensiven und den neuen grünen Technologien. 

Daher untersuchen wir in dieser Studie zum 
einen, welche Subventionstatbestände aus der 
Perspektive einer ökologischen Modernisierungs-
strategie besondere Aufmerksamkeit verdienen. 
Zum anderen fragen wir, wie zwischen kurzfris-
tigen Partikularinteressen und langfristigen allge-
meinen Interessen vermittelt werden kann. Wir 
analysieren politische Prozesse, die dazu genutzt 
werden können, einen Subventionsabbau zu ini-
tiieren und zu begleiten. Abschließend betrach-
ten wir europäische und internationale Politik-
prozesse, die sich anbieten, um ein koordiniertes 
Vorgehen beim Subventionsabbau zu ermöglichen. 

Zunächst erarbeiten wir in Kapitel 1 eine 
 Defi nition umweltschädlicher Subventionen und 
geben einen Überblick über die bedeutendsten 
Tat bestände in Deutschland. Wir analysieren 
 dabei maßgebliche Argumentationslinien und 
politische Handlungschancen. Im folgenden 
 Kapitel 2 untersuchen wir dann politische Pro-
zesse, die in anderen Ländern oder speziellen 
 Zusammenhängen zum Abbau umweltschädli-
cher Subven tionen genutzt wurden. In Kapitel 3 
werden internationale Rahmenbedingungen und 
Handlungs chancen für einen forcierten Sub-
ventionsabbau betrachtet. Die Studie wird mit 
Schlussfolgerungen für die politische Diskussion 
in Deutschland abgeschlossen. 
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1.1 Subventionsbegriffe

Die Diskussion um den Abbau umweltschädlicher 
Subventionen wird generell dadurch verkompli-
ziert, dass weder in der Praxis noch in der wissen-
schaftlichen Literatur ein eindeutiger und all-
gemeingültiger Subventionsbegriff existiert. Für 
diese Studie ist daher zu erläutern, welcher Sub-
ventionsbegriff zugrunde gelegt wird. Zu den 
Charakteristika von Subventionen gehören im 
Allgemeinen vier Punkte: Es handelt sich (1) um 
Begünsti gungen durch staatliche Regelungen, 
von denen (2) nur eine Teilmenge gesellschaftli-
cher Akteure profi tiert, für die (3) keine unmittel-
bare Gegenleistung gefordert wird, deren Erhalt 
aber durchaus (4) an bestimmte Verhaltenswei-
sen gebunden ist (Rave 2005:16). 

Die verschiedenen Subventionsbegriffe un-
terscheiden sich über diese grundsätzlichen Merk-

male hinaus vor allem noch hinsichtlich (1) der 
berücksichtigten Formen der Begüns ti gung und 
(2) des berücksichtigten Kreises der Begünstigten. 
Im Hinblick auf den ersten Aspekt lassen sich fol-
gende Formen der Begünstigung unterscheiden 
(vgl. Tabelle 1): 
– Finanzhilfen und Steuervergünstigungen, von 

denen die Empfänger direkt profi  tieren und 
die für den Staat eine unmittelbare Budgetwir-
kung haben. Diese Formen der Begünstigung 
lassen sich als Subventionen im engeren Sinne 
betrachten.

– Die Nichtinternalisierung von externen Kosten 
durch den Verzicht auf Besteuerung umwelt-
schädlichen Verhaltens. Eine Subventionie-
rung ergibt sich hier aus Preis- und Marktvor-
teilen für Technologien oder Aktivitäten, die 
Umweltkosten externalisieren können, gegen-
über solchen, bei denen dies nicht erfolgt – sei 

1. Umweltschädliche Subventionen: Stand der Forschung und der   
 politischen Debatte

Tabelle 1:

Subventionsbegriffe

Quelle: Meyer 2006.

Subventionen im engeren Sinne Erweiterter Subventionsbegriff 

Subventionen mit Budgetwirkung Subventionen ohne 
Budgetwirkung

Ausgabenseite: 
Finanzhilfen 

Reale Transaktionen 
(Bar, Beschaffungs- und 
Verbilligungssubventionen) 

Zinsvergünstigungen 

Bürgschaften, Garantien, 
Gewährleistungen, 
Beteiligungen 

Einnahmenseite: 
Steuervergünstigungen

Nicht internalisierte 
externe Kosten des 
Energieverbrauchs

Regelungen mit 
Subventionscharakter

Durch staatliche 
Regelungen, die 
den Wettbewerb 
beeinträchtigen, 
entstehen den 
Begünstigten 
Vorteile
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es durch umweltpolitische Regulierung oder 
durch die Eigenschaften von Techno logien. 
Auch diese Form der Subventionierung ist auf-
grund des Verzichts auf Besteuerung für den 
Staat unmittelbar budgetwirksam. 

– Andere den Wettbewerb beeinträchtigende 
staatliche Regelungen, die nicht unmittelbar 
budgetwirksam sind, aus denen sich für die Be-
troffenen aber fi nanzielle Vorteile ergeben.

Im Hinblick auf den zweiten Aspekt unterschei-
den sich Subventionsbegriffe zusätzlich dahinge-
hend, ob nur Begünstigungen von klar defi nier-
ten Empfängern (in der Regel Unternehmen) ein-
bezogen werden (wie z. B. bei der Förderung von 
Unternehmen im Steinkohlebergbau), oder ob 
auch Regelungen als Subventionen betrachtet 
werden, die für eine allgemeine Empfängergrup-
pe gelten und ein bestimmtes Verhalten gegen-
über einer anderen Verhaltensweise begünstigen 
(wie z. B. die Förderung von Mobilität bei der Ar-
beitsplatzwahl durch die Entfernungspauschale, 
die allen Arbeitnehmern zusteht). 

Die Bundesregierung beispielsweise stützt 
sich in ihrem zweijährlichen Subventionsbericht 
auf einen engen Subventionsbegriff, der Finanz-
hilfen oder Steuervergünstigungen nur für defi -
nierte Empfänger berücksichtigt. In ihrem Bericht 
sind daher die umweltschädlichen Steinkohle-
subventionen aufgeführt, andere Regelungen wie 
das Dienst- und Firmenwagenprivileg, die Entfer-
nungspauschale und die niedrigere Besteuerung 
von Dieselkraftstoff allerdings nicht (BMF 2010). 
Ein weiter gefasstes Subventionsverständnis wird 
z. B. vom Umweltbundesamt (UBA) zugrunde ge-
legt. In dessen Bericht zu umweltschädlichen 
Subventionen werden auch Finanzhilfen und 
Steuervergünstigungen für allgemeine Empfänger 
und teilweise auch die Nichtinternalisierung von 
Umweltkosten berücksichtigt (Burger et al. 2010). 
Ein noch breiterer Subventionsbegriff, in dem so-
wohl die Nichtinternalisierung von Umweltkosten 
als auch nicht budgetwirksame staatliche Rege-
lungen mit Subventionscharakter berücksichtigt 
werden, liegt z. B. den Studien des FÖS zur staat-
lichen Förderung der Atom- und Kohlekraft so-
wie der erneuerbaren Energien zugrunde (Meyer 
et al. 2010; Meyer/Küchler 2010; Küchler/Meyer 
2011). Die vorliegende Kurzstudie, die einen 
Überblick über umweltschädliche Subventionen 

in Deutschland geben und mögliche Handlungs-
optionen aufzeigen soll, wird sich am Subven-
tionsbegriff des UBA orientieren. Es werden also 
weitgehend Subventionen im engeren Sinne be-
trachtet, dabei aber auch solche einbezogen, die 
einer allgemeinen Empfängergruppe gewährt 
werden und darüber hinaus nur in einzelnen Fäl-
len die Nicht internalisierung von Umweltkosten 
berücksichtigen.

Die folgenden Ausführungen sollen zunächst 
einen kurzen Überblick über das Volumen um-
weltschädlicher Subventionen in Deutschland 
geben und die Bereiche, in denen sie gewährt 
werden, aufzeigen. Für sechs ausgewählte Sub-
ventionstatbestände erfolgt im Anschluss eine 
eingehende Analyse und im Ergebnis eine politi-
sche Kosten-Nutzen-Analyse, bei der insbesondere 
die folgenden Kriterien Berücksichtigung fi nden:
– die fi skalische Belastung durch die Subventio-

nierung; 
– externe Effekte, deren Kosten von der Allge-

meinheit getragen werden;
– soziale Auswirkungen der Subventionen (ins-

besondere Arbeitsplatzeffekte).
Der Abbau umweltschädlicher Subventionen 
muss angesichts der drängenden Klimakrise und 
zunehmender Ressourcenknappheit mit hoher 
Priorität vorangetrieben werden. Dringender 
noch als bei anderen staatlichen Förderungen 
muss bei umweltschädlichen Subventionen kri-
tisch geprüft werden, ob ihre politische Ziel-
setzung treffsicher erreicht wird. Gleichzeitig darf 
natürlich beim Abbau umweltschädlicher Sub-
ventionen die soziale Dimension nicht außer 
Acht gelassen werden. Vor allem sie wird daher 
neben der ökologischen Dimension gezielt in den 
Vordergrund der Folgenabschätzung gerückt. 

1.2 Umweltschädliche Subventionen 
 nach Wirtschaftsbereichen

Den umfangreichsten Überblick über umwelt-
schädliche Subventionen in Deutschland liefert 
das UBA in einer 2010 zum Thema veröffentlich-
ten Studie (Burger et al. 2010). Danach kommen 
umweltschädliche Subventionen vor allem in 
vier Wirtschaftsbereichen vor: Energiebereitstel-
lung und -nutzung, Verkehr, Bau- und Woh-
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nungswesen sowie in der Landwirtschaft. Diese 
Bereiche tragen in besonderem Maße zu Emis-
sionen von Treibhausgasen und anderen Schad-
stoffen sowie zum Flächenverbrauch bei. Abbil-
dung 1 gibt einen Überblick über das Volumen 
der umweltschädlichen Subventionen im Jahr 
2008 in den einzelnen Bereichen nach Berech-
nungen des UBA1. 

Der überwiegende Anteil der umweltschädli-
chen Subventionen in Deutschland fl ießt in den 
Verkehrsbereich, insbesondere in den Straßen- 
und Luftverkehr (23,1 Milliarden Euro). Negative 
Umweltwirkungen ergeben sich hier vor allem 
durch die Klimawirkungen der verursachten CO2-
Emissionen, durch Lärmbelastung, Schadstoffbe-
lastung von Luft und Böden und das Zerschnei-
den von Landschaften im Straßenbau. Umwelt-
schädliche Subventionstatbestände bestehen in 
Form von Steuervergünstigungen für den Luft- 

und Binnenschifffahrtsverkehr, durch die pau-
schale Besteuerung von Dienst- und Firmenwa-
gen, die Entfernungspauschale und den ermäßig-
ten Dieselsteuersatz. 

Der zweite große Bereich, in dem der Staat 
durch Subventionen umweltschädliches Verhal-
ten fördert, ist die Energiebereitstellung und -nut-
zung (17,7 Milliarden Euro). Auch hier ergeben 
sich negative Umwelteffekte vor allem aufgrund 
der Klimawirkungen und der Schadstoffbelastung 
von Luft und Böden. Verursacht werden sie durch 
die bei der Verbrennung fossiler Energieträger 
entstehenden Emissionen. Vor allem die Förde-
rung der Stein- und Braunkohle, die Ausnahmen 
und Vergünstigungen der Industrie bei der Ener-
giebesteuerung sowie die kostenfreie Zuteilung 
von Emissionshandelszertifi katen stellen umwelt-
schädliche Subventionstatbestände im Energie-
bereich dar. 

Abbildung 1:

Verteilung umweltschädlicher Subventionen nach Wirtschaftsbereichen

Quelle: eigene Abbildung; Burger et al 2010.

7,2 Mrd. €

0,27 Mrd. €

23,1 Mrd. €

17,7 Mrd. €

Verkehr

Energiebereitstellung und -nutzung

Bau- und Wohnungswesen

Land- und Forstwirtschaft, Fischerei

1 Diese Übersicht basiert auf einer Untersuchung des UBA für 2008 (Burger et al. 2010), der umfassendsten Betrachtung umweltschäd-
licher Subventionen hinsichtlich der einbezogenen Wirtschaftsbereiche. Für einzelne der nachfolgend eingehender betrachteten Sub-
ventionstatbestände gibt es detaillierte Untersuchungen, die aufgrund von neueren Zahlen oder anderen Berechnungsmethoden unter 
Umständen auf andere Subventionssummen kommen. Um Vergleichbarkeit, Aktualität und Genauigkeit angemessen zu gewährleisten, 
werden für die Überblicksdarstellungen stets die Zahlen des UBA, für die detaillierte Diskussion der einzelnen Subventionen jedoch 
teilweise andere Zahlen verwendet.
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In kleinerem Umfang werden Subventionen 
mit negativen Umweltauswirkungen schließlich in 
den Bereichen Bau- und Wohnungswesen (7,2 Mil-
liarden Euro) und Landwirtschaft (0,27 Milliarden 
Euro) getätigt. Im Bau- und Wohnungswesen er-
geben sie sich in erster Linie durch den dadurch 
begünstigten Flächenverbrauch. Bausparförderung 
und die Förderung des sozialen Wohnungsbaus 
gewähren heute noch umweltschädliche Sub-
ventionen im Umfang von 1 Milliarde Euro. Die 
Eigenheimzulage wurde 2006 zwar abgeschafft 
und läuft seitdem aus, 2008 schlug sie allerdings 
noch mit 6,2 Milliarden Euro zu Buche. Die Be-
freiung landwirtschaftlicher Fahrzeuge von der 
Kfz-Steuer und die steuerlichen Ermäßigungen 
für Agrardiesel führen im Bereich der Landwirt-
schaft zu umweltschädlichen Effekten. Auch die 
Subventionen der „ersten Säule“ EU-Agrarpolitik 
haben indirekt negative ökologische Folgen. 
 Diese werden  zusammen mit den potenziell um-
welt freundlichen Subventionen der EU, der Bun-
desregierung und der Länder, kurz dargestellt 
(vgl. Abschnitt 1.3.6). 

Im folgenden Abschnitt werden einzelne 
Subventionstatbestände eingehender betrachtet. 
Ausgewählt wurden die Subventionen aufgrund 
ihrer Relevanz und „Reformreife“. Die ausgewähl-
ten sechs Subventionstatbestände fallen also 
 einerseits durch ihre fi skalische Bedeutung und 
umweltschädlichen Auswirkungen besonders ins 
Gewicht. Andererseits haben relevante politische 
Akteuren sie bereits als reformbedürftig wahrge-
nommen oder sogar schon auf ihre politische 
Agenda gesetzt. Diese sind: (1) die Steuerausnah-
men für den Luftverkehr, (2) die pauschale Be-
steuerung von Dienst- und Firmenwagen, (3) die 
Entfernungspauschale, (4) Energiesteuerausnah-
men für das produzierende Gewerbe, (5) der er-
mäßigte Dieselsteuersatz und (6) die Subventio-
nen im Bereich der Landwirtschaft.

Tabelle 2 gibt einen Überblick über die un-
tersuchten Subventionen hinsichtlich ihres 
 Umfangs, der wirtschaftlichen Sektoren bzw. 
Branchen, die von ihnen profi tieren, des Anteils 
dieser Branchen an der Gesamtbeschäftigung, der 
Bruttowertschöpfung (soweit verfügbar) und des 
Grades der direkten Betroffenheit von Subven-
tionen. Hierbei darf jedoch nicht die fälschliche 

Schlussfolgerung gezogen werden, dass ein mög-
licherweise vollständiger Abbau der Subventio-
nen zu einem ebensolchen Abbau der Beschäfti-
gung führt. Denn letztlich sind Subventionen 
ein, wenn auch wichtiger, aber eben bei Weitem 
nicht der einzige Faktor.

1.3 Kosten-Nutzen-Analyse ausgewählter 
 Subventionstatbestände

1.3.1 Energie- und Mehrwertsteuerbefreiung
  des Luftverkehrs

Der Luftverkehr wird durch die Energiesteuer-
befreiung des Kerosins und die Mehrwert steuer-
befreiung gewerblicher, grenzüberschreitender 
Flüge subventioniert. Grundsätzlich wäre Kerosin 
nach dem im Energiesteuergesetz dafür vorgese-
henen Satz in Höhe von 65,45 ct/l zu besteuern. 
Durch die Steuerbefreiung entgingen dem Staat 
in 2008 7,23 Milliarden Euro. Die Mehrwert-
steuerbefreiung für grenzüber schreitende Flüge 
(die übrigens nicht für entsprechende Bus- oder 
Bahnreisen gilt) führte 2008 zu Minder einnah-
men von ca. 4,24 Milliarden Euro (Burger et al. 
2010). In 2002 wurde von der damaligen rot- 
grünen Bundesregierung eine Aufhebung der 
Mehrwert steuerbefreiung beschlossen und ein 
entsprechender Gesetzesentwurf vorbereitet. Er 
wurde jedoch nie in den Bundestag eingebracht. 
Die rot-grüne Regierung entschied sich stattdes-
sen, das Thema auf europäischer Ebene zu ver-
folgen. Die EU-Kommission kam der Bitte des da-
maligen Bundesfi nanzministers Eichel zunächst 
nach und erarbeitete einen Entwurf für eine 
Richtlinienänderung. Bereits in der ersten Kon-
sultation wurde jedoch deutlich, dass die not-
wendige Einstimmigkeit im Europäischen Rat 
nicht herzustellen sein würde, sodass der Entwurf 
nie formell angenommen wurde. 2010 wurden 
die Steuervergünstigungen für den Luftverkehr 
dann zumindest zu einem geringen Teil durch die 
im Rahmen des Sparpakets der schwarz-gelben 
Bundesregierung eingeführte Luftverkehrsteuer 
abgebaut. Um die Steuervorteile auszugleichen 
und ökologische Anreize zu setzen, wird seit dem 
1. Januar 2011 auf Abfl üge von deutschen Flug-
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Tabelle 2:

Überblick über Subventionen und betroffene Wirtschaftssektoren

Quelle: eigene Darstellung, Datengrundlage: 1) Statistisches Bundesamt; 2) Burger et al. 2010; 3) eigene Berechnung 
(s. u. Kapitel 2.3.); 4) Thüringer Landesanstalt für Landwirtschaft 2010; 5) zeitlich unterschiedliche Bezüge. 

Volumen Betroffene 
Wirtschafts-
sektoren

Grad der Betroffenheit Anteil an 
Gesamtbe-
schäftigung 

(2008)1)

Anteil an 
Bruttowert-
schöpfung 

(2008)1)

Steueraus-
nahmen im 
Luftverkehr

10,6 Mrd. € 
(2011)2)

Luftfahrt Direkt: Die Subvention kommt 
unmittelbar dem Luftverkehr 
zugute. Durch vergünstigte 
Ticketpreise wird die Nachfrage 
nach Flugreisen gestützt. 

0,2 % 0,3 %

Dienstwagen-
besteuerung

9 Mrd. € 
(2008)2)

Fahrzeugbau Indirekt: Die Subvention kommt 
Firmenwagenhaltern und privaten 
Nutzern zugute. Es wird nicht 
direkt die Nachfrage nach 
Fahrzeugen gestützt. Stattdessen 
wird die Nachfrage zugunsten 
teurer, größerer und klimaschäd-
licher Modelle verzerrt und 
Anreize für stärkere Nutzung 
geschaffen. 

3,5 % 2,4 %

Entfernungs-
pauschale

4,3 Mrd. € 
(2008)3)

Fahrzeugbau Indirekt: Die Subvention kommt 
allen Pendlern zugute und stützt 
nicht direkt die Nachfrage nach 
Fahrzeugen. Durch die vergüns-
tigten Pendelkosten werden aber 
Anreize für stärkere Nutzung 
geschaffen.

3,5 % 2,4 %

Energiesteuer-
ausnahmen für 
produzieren-
des Gewerbe

4,5 Mrd. € 
(2011)2)

Produzierendes 
Gewerbe 
insgesamt

Direkt: Die Subventionen 
kommen (in unterschiedlichem 
Ausmaß) direkt den betroffenen 
Unternehmen zugute und senken 
ihre Energiekosten.

29,6 % 25,4 %

Ermäßigter 
Dieselsteuer-
satz

6,6 Mrd. € 
(2008)3)

Fahrzeugbau Indirekt: Die Subvention kommt 
privaten Haltern von Diesel-Pkw 
zugute. Die Nachfrage nach 
Fahrzeugen insgesamt wird nicht 
gestützt. Stattdessen wird die 
Nachfrage zugunsten von 
Diesel-Pkw verzerrt.

3,5 % 2,4 %

Subventionen 
in der 
Landwirt-
schaft

Deutschland: 
0,27 Mrd. € 
(2010)2)

Landwirtschaft Direkt: Die Subventionen 
kommen unmittelbar den 
landwirtschaftlichen Betrieben 
zugute. 

0,9 % 2,1 %

EU: 5,7 Mrd. €* 
(2010)5)

Landwirtschaft Direkt: Die Subventionen 
werden als direkte Hilfen an 
Betriebe gezahlt.

Summe der 
hier aufge-
führten 
Sektoren5)

40,97 Mrd. €

* Die Angabe bezieht sich auf die Direktzahlungen an deutsche Bauern im Rahmen der ersten Säule der europäischen Agrarpolitik.



Friedrich-Ebert-Stiftung

12

WISO
Diskurs

häfen eine nach Entfernung gestaffelte Steuer 
von 8,25 oder 45 Euro auf jedes Flugticket erho-
ben. Das Bundesfi nanzministerium rechnet auf-
grund der neuen Steuer mit Einnahmen von 
0,9 Milliarden Euro pro Jahr (BMF 2011). Damit 
würde sich das Volumen der Subventionen im 
Luftverkehr um weniger als zehn Prozent auf 
gleichwohl noch 10,6 Milliarden Euro reduzieren.

Die negativen Umweltwirkungen des Luft-
verkehrs gelten im Vergleich zu anderen Ver-
kehrsträgern als besonders hoch. Experten des 
International Panel on Climate Change gehen 
davon aus, dass der Anteil des Flugverkehrs an 
der vom Menschen verursachten globalen Erwär-
mung etwa 4,9 Prozent ausmacht (Lee et al. 2009). 
Die gesamten externen Kosten des Flugverkehrs 
in der EU-17 wurden 2004 auf bis zu 91 Milliar-
den Euro pro Jahr geschätzt. Mit bis zu 80 Mil-
liarden Euro geht dabei der größte Teil auf Klima-
wirkungen zurück. Weitere Ursachen für externe 
Kosten sind Lärm, ungedeckte Unfallkosten und 
Naturschäden. Zum Vergleich: Beim Bahnverkehr 
betrugen die externen Kosten aufgrund der Kli-
mawirkungen im gleichen Zeitraum nur bis zu 
2,8 Milliarden Euro. Während im Flugverkehr ein 
Passagier externe Kosten durch Klimawirkungen 
von ca. 46,20 Euro pro gefl ogenen 1.000 km ver-
ursacht, betragen sie für 1.000 km mit der Bahn 
nur 6,20 Euro. Beim Frachtverkehr ist dieser Un-
terschied noch drastischer: 235,20 Euro pro Ton-
ne und 1.000 Km im Luftverkehr gegenüber 
3,20 Euro im Schienenverkehr (Schreyer et al. 
2004). Für Deutschland ist nach Berechnungen 
des FÖS von externen Kosten durch den Luft-
verkehr von insgesamt 6,11 Milliarden Euro in 
2008 auszugehen (Ludewig et al. 2010).

Aus umwelt- und fi skalpolitischer Perspek-
tive ist daher die Aufhebung der Energiesteuer-
befreiung für Kerosin sowie der Mehrwertsteuer-
befreiung unverändert wünschenswert. Gleichzei-
tig ist jedoch davon auszugehen, dass sich dies 
politisch kurz- bis mittelfristig nicht durchsetzen 
lassen wird. Das UBA sieht die Schwierigkeiten im 
EU-Recht: Lange galt EU-weit ein Verbot der Kero-
sinbesteuerung. Erst die EU-Energiesteuerricht-
linie von 2003 erlaubt die Kerosinbesteuerung 
für Inlandsfl üge sowie zwischen Mitgliedsstaaten, 
falls dafür bilaterale Abkommen vorliegen. 

Grundsätzlich wäre eine EU-weite Kerosin steuer 
also möglich. Ihre Einführung wäre allerdings an 
eine einstimmige Entscheidung der Mitglieds-
staaten gebunden und nur sehr schwer durch-
setzbar (Burger et al. 2010). Einen möglichen An-
satzpunkt dafür bietet jedoch die anstehende 
 Revision der euro päischen Energiesteuerricht-
linie, für die die Europäische Kommission im 
April 2011 einen Entwurf vorgelegt hat (Europä-
ische Kommission 2011a).

Eine Luftverkehrsteuer, wie sie von der Bun-
desregierung jetzt eingeführt wurde, ist als zweit-
beste Lösung durchaus ein geeigneter Ansatz. Um 
das große Volumen der Subventionen im Luft-
verkehr weiter abzubauen, müsste sie jedoch am-
bitionierter ausgestaltet werden und stärkere öko-
logische Anreize setzen. Durch eine Staffelung 
nicht nur nach Entfernung, sondern darüber 
 hinaus auch durch höhere Steuersätze für z. B. 
 Tickets in der Business- und First Class könnten 
die steuerlichen Vorteile des Luftverkehrs um zu-
sätzlich etwa 0,5 Milliarden Euro abgebaut wer-
den (Ludewig et al. 2011). Das wäre nicht nur 
sozial gerechter, sondern auch ökologisch ge-
boten: Da diese Passagiere pro Person mehr Platz 
im Flugzeug in Anspruch nehmen, ist ihr Anteil 
an den Emissionen des Fluges entsprechend hö-
her. Zudem sollte die Einbeziehung von Fracht-
verkehr und Trans ferpassagieren geprüft werden, 
die bislang nicht von der Luftverkehrsteuer be-
troffen sind.

Die Verteilungswirkung der Luftverkehr-
steuer ist progressiv, da Personen mit mittlerem 
und vor allem hohem Einkommen das Flugzeug 
weit überproportional nutzen. Dies wird erst 
recht in einer globalen Betrachtung deutlich: 
Schätzungen gehen davon aus, dass 95 Prozent 
der Weltbevölkerung noch überhaupt nicht ge-
fl ogen sind (Sachs 2002). Gefl ogen wird fast nur 
von der Mittelklasse an aufwärts. Selbst in 
Deutschland hat ca. die Hälfte der Bevölkerung 
noch nie ein Flugzeug benutzt. Von den Folgen 
des Flugverkehrs wie Lärm und Klimawandel 
sind dagegen vor allem einkommensschwache 
Bevölkerungsgruppen betroffen.

Von Seiten der betroffenen Industrie wird 
 gegen die Luftverkehrsteuer das Argument vorge-
bracht, dass sie zu einer Verzerrung des Wettbe-
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werbs und einem Verlust von Arbeitsplätzen füh-
re. Eine Wettbewerbsverzerrung besteht bislang 
allerdings vor allem durch die fortbestehenden 
Steuerausnahmen zuungunsten des Bus- und 
Bahnverkehrs. Ein relativer, erst recht ein absolu-
ter Rückgang der Fluggastzahlen wäre durchaus 
Ausdruck der erfolgreichen ökologischen Len-
kungswirkung der neuen Steuer und daher poli-
tisch gewollt. Belastbare Zahlen zu Nettobeschäf-
tigungseffekten eines Subventions abbaus des 
Luftverkehrs aufgrund von Modellrechnungen 
oder statistischen Erhebungen sind nicht verfüg-
bar. Allerdings ist davon auszugehen, dass ein 
 etwaiger Beschäftigungs rückgang im Luftverkehr 
durch zusätzliche Arbeitsplätze im Bahn- und 
Busreiseverkehr zumindest ausgeglichen würde. 
Erste Erhebungen nach Einführung der Luftver-
kehrsteuer in Deutschland kommen zu dem Er-
gebnis, dass sich diese Steuer nicht nachteilig auf 
die Fluggastzahlen ausgewirkt hat. Im Gegenteil 
hat sich in der ersten Jahreshälfte 2011 der Ge-
samtmarkt in Deutschland um weitere acht Pro-
zent im Vorjahresvergleich vergrößert. Und das, 
obwohl in einigen Segmenten auch Verlagerungs-
effekte berichtet werden. Die Passagierzahlen an 
kleineren Regionalfl ughäfen mit einem höheren 
Anteil an Flügen im Niedrigpreissegment haben 
sich im gleichen Zeitraum unterdurchschnittlich 
entwickelt und waren an einigen Flughäfen rück-
läufi g (DB Research 2011). 

1.3.2 Pauschale Besteuerung privat genutzter 
 Dienstwagen

Die aktuellen steuerlichen Regelungen der be-
trieblichen und privaten Nutzung von Firmenwa-
gen begünstigen deren Bereitstellung bzw. Ge-
brauch sowohl aus Arbeitgeber- als auch aus 
 Arbeitnehmersicht. Derzeit gelten in Deutsch-
land folgende Regelungen:

Unternehmensperspektive: Absetzbarkeit von 
Anschaffungs- und Betriebskosten. Bei der betrieb-
lichen Nutzung von Firmenwagen sind, anders 
als beim Privatkauf, alle Anschaffungs- und Be-

triebskosten steuerlich absetzbar. Der Kaufpreis 
kann über einen Zeitraum von i. d. R. sechs Jah-
ren abgeschrieben werden. Zur Optimierung der 
Steuerersparnis lohnt sich für ein Unternehmen 
daher die regelmäßige Anschaffung eines Neu-
wagens, spätestens alle sechs Jahre. Gleichzeitig 
ist der steuerliche Vorteil bei der Anschaffung 
von teureren Fahrzeugen größer, sodass in der 
Tendenz eine steuerliche Subventionierung von 
Luxusgütern erfolgt. Da teurere Fahrzeuge meist 
mehr Kraftstoff verbrauchen und auch diese Kos-
ten wieder steuerlich geltend gemacht werden 
können, schaffen die jetzigen Regelungen indi-
rekte Anreize zum Kauf von besonders umwelt-
schädlichen Fahrzeugen. Darüber hinaus sehen 
viele Arbeitgeber in der Bereitstellung von Fir-
menwagen eine Strategie zur Mitarbeiterentloh-
nung, bei der sie sozialversicherungs pfl ichtige 
Gehaltserhöhungen umgehen und dadurch Ab-
gaben sparen können. Die geltende Erfassung des 
geldwerten Vorteils durch einen Dienstwagen er-
folgt über die sogenannte Ein-Prozent-Methode, 
nach der jeden Monat ein Prozent des Listenprei-
ses zum steuer- und sozialabgabenpfl ichtigen 
Einkommen hinzugerechnet wird. Aufgrund die-
ser Regelung ist die Belastung für den Arbeitgeber 
niedriger, als wenn Sozialabgaben auf ein gleich-
wertiges monetäres Lohnerhöhungsäquivalent 
gezahlt werden müssten.

Nutzerperspektive: Versteuerung des geld-
werten Vorteils. Auch aus Arbeitnehmersicht ist 
ein Dienstwagen sehr viel günstiger als ein priva-
tes Fahrzeug. Zwar muss der Wert des bereitge-
stellten Fahrzeugs als „geldwerter Vorteil“ (GWV) 
versteuert werden. Dieser ist allerdings deutlich 
geringer als der tatsächliche Nutzwert. Auf diese 
Weise entgehen dem Staat Steuereinnahmen von 
rund 1,9 Milliarden Euro pro Jahr (Diekmann et 
al. 2011)2. Nutzer von Dienstwagen haben die 
Wahl zwischen einer pauschalen Ermittlung des 
GWV (Listenpreismethode) oder der Einzel-
abrechnung (Fahrtenbuchmethode). Bei hohem 
Privatanteil ist meist Ersteres vorteilhaft. Dabei 
errechnet sich der GWV pauschal aus einem Pro-

2 Unter der Annahme, dass der private Nutzungsanteil bei 60 Prozent liegt und annäherungsweise der tatsächliche Nutzwert versteuert 
wird.
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zent des inländischen Neuwagenlistenpreises – 
unabhängig davon, ob Neu- oder Gebrauchtwa-
gen gekauft wurden. So wird ein Anreiz geschaf-
fen, auch tatsächlich immer einen Neuwagen zu 
erwerben. Der Listenpreis wird dann mit dem 
 individuellen Grenzsteuersatz des Nutzers besteu-
ert, unabhängig vom Umfang der privat gefahre-
nen Kilometer. Die sonstigen Kosten sind für den 
Dienstwagennutzer zweitrangig, da hierfür in der 
Regel das Unternehmen aufkommt. Mit hohen 
Einbußen bei Steuern und Sozialver siche rungs-
beiträgen wird eine klimaschädliche Lenkung 
dahingehend hervorgerufen, verbrauchsstarke 
Fahrzeuge möglichst viel zu fahren. Anreize für 
wenig gefahrene Kilometer, verbrauchsarme Pkw 
oder gar einen Gebrauchtwagen hat der Arbeit-
nehmer somit nicht – im Gegenteil ermöglicht 
ihm der Arbeitgeber sogar einen Wagen, den er 
sich privat vermutlich nicht hätte leisten können 
oder wollen. 

Bei einem durchschnittlichen Grenzsteuer-
satz von 40 Prozent führt die derzeit bestehende 
volle Absetzbarkeit der Firmenwagen als Betriebs-
ausgaben zu Steuermindereinnahmen von gut 
9 Milliarden Euro (Görres/Meyer 2008). In dieser 
Größenordnung ist der Staat also an der Finan-
zierung von Firmenwagen beteiligt. 

Die aktuellen Regelungen fördern dabei die 
Klimaschädlichkeit des Verkehrs und sind darü-
ber hinaus sehr unsozial. Seit 2001 liegt der Anteil 
der gewerblichen Zulassungen insgesamt über 
dem der privaten. Im Jahr 2008 waren bereits 
rund 60 Prozent der Neuwagen auf gewerbliche 
Halter zugelassen, dieser Anteil sank zwar 2009 
als Folge der Abwrackprämie auf 37 Prozent, 
stieg aber bereits 2010 wieder auf circa 58 Pro-
zent.3 Von den insgesamt rund vier Millionen in 
Deutschland zugelassenen Firmenwagen wird 
über die Hälfte auch privat genutzt. Bei Fahr-
zeugen der oberen Mittel- und Oberklasse mit be-
sonders hohem Verbrauch beträgt der Anteil 
gewerb licher Neuzulassungen teilweise sogar über 
80 Prozent, während er in kleineren Wagen-
klassen stark unterdurchschnittlich ist. Zwar 
waren von den 2009 insgesamt zugelassenen 

41,3 Millionen Pkw nur 4,2 Millio nen Firmen-
wagen (Diekmann et al. 2011). Sie haben aber 
trotzdem einen entscheidenden Einfl uss auf die 
Zusammensetzung des Fahrzeugbestands in 
Deutschland, weil der größte Teil nach wenigen 
Jahren weiterverkauft wird und so den Gebraucht-
wagenmarkt dominiert. Da mit der Größe der 
Autos im Durchschnitt auch Verbrauch und 
CO2-Emissionen ansteigen, ist davon auszuge-
hen, dass die aktuellen Regelungen der Dienst-
wagenbesteuerung zu einem klimaschädlicheren 
Fahrzeugbestand in Deutschland führen, als das 
ohne diese Subvention der Fall wäre. Gleichzeitig 
übersteigt das durchschnittliche Einkommen von 
Dienstwagenbesitzern das von Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern ohne Dienstwagen um 
fast 40.000 Euro. Je höher Einkommen und Stel-
lung im Unternehmen sind, desto wahrscheinli-
cher ist die Bereitstellung eines Dienstwagens zur 
privaten Nutzung. Dienstwagen werden also im 
Durchschnitt von Besserverdienenden gefahren 
(Diekmann et al. 2011: 38). Von der derzeitigen 
Regelung profi tieren daher vor allem höhere Ein-
kommensklassen, die Vergünstigungen wirken 
auf diese Weise regressiv. 

Änderungen bei der Dienstwagenbesteue-
rung wurden in der vergangenen Zeit immer wie-
der auf die politische Agenda gebracht. Die Bun-
desregierung hat in ihrem Koalitionsvertrag ver-
einbart, „die Angemessenheit der Besteuerung 
des geldwerten Vorteils aus der Privatnutzung be-
trieblicher Fahrzeuge (zu) überprüfen“. Auch von 
der SPD wurden ein Abbau und eine Ökologi-
sierung der Subventionierung von Dienstwagen 
in der Debatte um das Sparpaket wiederholt ge-
fordert (Handelsblatt 14. Juni 2010).

Um bei der Besteuerung von Dienstwagen 
bessere ökologische Anreize zu schaffen und sie 
sozial ausgeglichener zu gestalten, ist eine Besteu-
erung auf Grundlage von Treibstoffverbrauch 
und Emissionswerten der Firmenwagen anzu-
streben. Mehr soziale Gerechtigkeit könnte ins-
besondere über eine Begrenzung der Absetzbar-
keit von luxus- und komfortbedingtem Mehrauf-
wand erreicht werden. Eine Neuregelung könnte 

3 Daten des Kraftfahrtbundesamtes.
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zum einen an der betrieblichen Nutzung von Fir-
menwagen ansetzen. Über eine Bonus-/Malusre-
gelung könnten Firmenwagen mit niedrigen Ver-
brauchswerten gefördert werden. Für Fahrzeuge 
in einem Zielkorridor von 130 bis 140 g CO2/km 
könnten weiterhin alle Kosten voll absetzbar sein, 
für Fahrzeuge mit höheren Werten dagegen nur 
ein Teil der Anschaffungs- und Treibstoffkosten – 
und zwar umso weniger, je höher die CO2-Emis-
sionen sind. Zusätzlich sollte der geldwerte Vor-
teil bei privater Nutzung stärker auf der Klima-
belastung und dem tatsächlichen Nutzen des 
Fahrzeugs basieren. Möglich wäre hier eine Dif-
ferenzierung der Besteuerung des geldwerten Vor-
teils abhängig von den CO2-Emissionen. Auch 
eine Kopplung an die private Fahrleistung käme 
infrage. Dadurch würden derzeitige Fehlanreize 
eingeschränkt, luxuriöse und klimaschädliche 
Fahrzeuge zu bevorzugen und private Fahrten be-
liebig auszudehnen. Erfahrungen aus Großbri-
tannien zeigen bereits, dass eine umweltorien-
tierte Besteuerung von Firmenwagen zeitnah 
Erfolge für den Klimaschutz erzielen kann. Die 
genannten Maßnahmen würden je nach Aus-
gestaltung bis zu 5,7 Millionen t CO2-Emissio-
nen einsparen und jährlich 4,6 Milliarden Euro 
an umweltschädlichen Subventionen abbauen 
(Diekmann et al. 2011).

1.3.3 Entfernungspauschale

Derzeit können Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer Aufwendungen für Arbeitswege mit 
30 Cent je Kilometer einfacher Entfernung zwi-
schen Wohn- und Arbeitsort als Werbungskosten 
steuerlich absetzen. Diese international einma-
lige Regelung senkt also die Steuerlast von Ar-
beitnehmern, sobald sie den Werbungskosten-
Pauschbetrag in Höhe von derzeit 920 Euro pro 
Jahr überschreiten. Eine 2007 eingeführte Be-
schränkung dieser Vergünstigung auf Strecken 
über 20 km nahm der Gesetzgeber zurück, nach-
dem ihre Verfassungs widrigkeit vom Bundesver-
fassungsgericht festgestellt wurde, und stellte die 
bis 2007 geltende Rechtslage wieder her. Die Min-
dereinnahmen aufgrund der Steuervergünstigung 
beliefen sich 2008 auf 4,3 Milliarden Euro (Burger 
et al. 2010).

Die negativen Umweltwirkungen durch die 
Entfernungspauschale ergeben sich aus den An-
reizen für höheres Verkehrsaufkommen und stär-
kere Flächeninanspruchnahme durch Zersiede-
lung. Die ökologischen Nachteile werden vom 
UBA wie folgt zusammengefasst: Der Pkw-Verkehr 
wird bevorzugt, da das Angebot öffentlicher Ver-
kehrsmittel besonders in Gegenden mit niedriger 
Siedlungsdichte oft eingeschränkt ist und für vie-
le Pendler keine Alternative bietet. Der von der 
Pauschale verbilligte Verkehr widerspricht dem 
Klimaschutz und trägt zu Luftverschmutzung 
und Lärm bei. Die Flächeninanspruchnahme 
trägt zur Zersiedelung und dem Verlust von Bio-
diversität bei (Burger et al. 2010; Schlegelmilch 
et al. 2008). Das Gesamtvolumen der externen 
Kosten durch den Straßenverkehr wird auf 77 Mil-
liarden Euro jährlich geschätzt. Diese setzen 
sich insbesondere aus ungedeckten Unfallkosten 
(41 Milliarden Euro), Kosten aufgrund des Kli-
mawandels (10,7 Milliarden Euro), Lärmkosten 
(8,7 Milliarden Euro) und Kosten durch Luftver-
schmutzung (7,1 Milliarden Euro) zusammen. 
Noch nicht in dieser Summe enthalten sind die 
Staukosten, die noch einmal auf zusätzliche 
75,6 Milliarden Euro pro Jahr geschätzt werden. 
Ein Teil der externen Kosten des Straßenverkehrs 
wird bereits durch die Kfz-Steuer (8,7 Milliarden 
Euro/Jahr) und die Energiesteuer auf Kraftstoffe 
(38,5 Milliarden Euro/Jahr) internalisiert (Erd-
menger et al. 2010). Nach dieser Berechnung 
verbleiben jedoch noch nicht internalisierte Kos-
ten durch Umweltschäden und Unfälle von 
ca. 30 Milliarden Euro.

Neben den negativen Umweltfolgen ist die 
aktuelle Regelung auch sozial ungerecht. Haus-
halte mit hohen Einkommen werden durch die 
Entfernungspauschale tendenziell stärker begüns-
tigt als Niedrigeinkommensbezieher, da sie ers-
tens einen höheren Grenzsteuersatz haben und 
zweitens in der Regel auch höhere Werbungs-
kosten, sodass sie mit größerer Wahrscheinlich-
keit in der Lage sind, mit den steuerlich absetz-
baren Fahrtkosten über den pauschalen Mindest-
betrag für eine steuerliche Absetzbarkeit von Wer-
bungskosten zu gelangen (Kloas/Kuhfeld 2003). 

Bei einer kurzfristigen Absenkung der Ent-
fernungspauschale in einem ersten Schritt von 
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30 auf 20 ct/km kann mit Mehreinnahmen von 
circa 1 - 2 Milliarden Euro gerechnet werden. Eine 
komplette Abschaffung würde dem Staat 4,3 Mil-
liarden Euro zusätzlich einbringen. Das UBA 
schlägt vor, dass eventuell entstehende unzumut-
bare Härten für Arbeitnehmer innen und Arbeit-
nehmer mit sehr hohem Anteil (die genaue Zu-
mutbarkeitsgrenze wäre festzulegen) der Wege-
kosten am Einkommen vermieden werden könn-
ten, indem Kosten zwischen Wohn- und Arbeitsort 
als außergewöhnliche Belastung bei der Einkom-
men steuer steuermindernd anerkannt werden 
(Burger et al. 2010). Um die Arbeitnehmer insge-
samt nicht zu belasten, könnte der Subventions-
abbau einkommensneutral durch geführt werden, 
indem parallel die Einkommensteuersätze ent-
sprechend gesenkt würden.

Die Abschaffung der Entfernungspauschale 
würde sich für Berufspendler wie eine Preiser-
höhung der gefahrenen Kilometer auswirken. 
Modellrechnungen zeigen, dass sie mittel- und 
langfristig zu einem Rückgang der gefahrenen 
Strecke, und zum Kauf sparsamerer Autos führt 
(Matthes et al. 2008: 296ff.). Dadurch lassen sich 
die CO2-Emissionen langfristig um 2,6 Mil lio-
nen Tonnen pro Jahr reduzieren. Auch auf 
den Flächenverbrauch hat eine Abschaffung der 
Regelung eine (wenn auch nur geringfügig) ne-
gative Wirkung. Die Berechnungen ergeben hier 
langfristig einen Rückgang der Siedlungsfl äche 
um 0,1 Prozent. Von dieser Wirkung sind länd-
liche Kreise in der Nähe von Agglomerationen 
besonders betroffen. Insgesamt ist die Auswir-
kung auf die Siedlungsstruktur aber gering. Anrei-
ze für Suburbanisierungstendenzen werden zwar 
abgebaut, die Wirkungen sind allein aber nicht 
ausreichend, um in Ansätzen vorhandene Re-Ur-
banisierungstendenzen signifi kant zu verstärken. 
Besonders stark von der Abschaf fung der Ent-
fernungspauschale wären Fernpendler aus struk-
turschwachen Regionen betroffen, deren Anzahl 
allerdings gering ist. Für diese Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer könnte eine Härte fall-
regelung wie oben angedeutet das angemessene 
Instrument sein, unzumut bare Mehrkosten 
durch Abschaffen der Subvention auszugleichen 
(Petschow et al. 2007: 10f.).

1.3.4 Energie- und Stromsteuervergünsti gungen  
 und -befreiungen

Unternehmen, vor allem des produzierenden Ge-
werbes, haben im Rahmen der Energie- und 
Strombesteuerung Anspruch auf umfangreiche 
Sonderregelungen, die seit Einführung der Öko-
logischen Steuerreform im Jahr 1999 mehrfach 
geändert wurden. Diese Subventionen werden 
vor allem mit der notwendigen Wahrung der 
Wettbewerbsfähigkeit der begünstigten Unterneh-
men im internationalen Vergleich begründet. Auf 
diese Weise soll eine Verlagerung der Produktion 
ins Ausland verhindert werden, die sich negativ 
auf die Beschäftigung auswirken würde und unter 
Umständen auch dem umweltpolitischen Len-
kungsziel der Steuer entgegenwirken könnte. 
Steuervergünstigungen bestehen bei der Energie- 
und Stromsteuer in drei Hinsichten:
– Bestimmte energieintensive industrielle Pro-

zesse (z. B. in der Glas-, Zement-, und metall-
verarbeitenden Industrie) sind gänzlich von 
der Energie- und Stromsteuer befreit.

– Unternehmen des produzierenden Gewerbes 
zahlen nur einen ermäßigten Steuersatz auf 
Heizstoffe und Strom.

– Unternehmen, deren Belastung aufgrund der 
Energie- und Stromsteuer größer ist als die Ent-
lastung durch die Senkung der Lohnneben-
kosten, erhalten den größten Teil der Energie- 
und Stromsteuer erstattet (Spitzenausgleich).

Nachdem die Bundesregierung in ihrem im Früh-
jahr 2010 geschnürten Sparpaket den Entschluss 
gefasst hat, diese sogenannten „Ökosteueraus-
nahmen“ abzuschmelzen, hat es beim Abbau 
dieser Subvention einige Fortschritte gegeben. 
Zum 1. Januar 2011 hat die Bundesregierung als 
Teil ihres Sparpakets zur Haushaltskonsolidierung 
einen Abbau der Steuerermäßigungen und des 
Spitzenausgleichs beschlossen. Der ermäßigte 
Steuersatz für Unternehmen des produzierenden 
Gewerbes wurde von 60 auf 75 Prozent erhöht, 
die Rückerstattung im Rahmen des Spitzenaus-
gleichs von 95 auf 90 Prozent abgesenkt. Die 
Steuerbefreiung energieintensiver industrieller 
Prozesse wurde beibehalten. Vor dieser Anpas-
sung hatten diese Sonderregelungen eine Sub-



17

WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

ventionierung der Industrie von 5,3 Milliarden 
Euro zur Folge. Durch die Neuregelung zum 
1. Januar 2011 verringert sich diese Subventio-
nierung voraussichtlich um rund 0,8 Milliarden 
Euro jährlich (FÖS 2010).

Negative Umweltwirkungen dieser Subven-
tion ergeben sich aus den abgeschwächten An-
reizen zur Steigerung der Energieeffi zienz für Un-
ternehmen des produzierenden Gewerbes. Die 
externen Kosten des industriellen Energiever-
brauchs entstehen in erster Linie aus den nega-
tiven Umweltwirkungen durch Klimawandel, Ge-
sundheitsschäden und Schädigungen des Öko-
systems aufgrund der bei der Energiegewinnung 
entstehenden Emissionen. Dabei ist das Einspar-
potenzial der deutschen Industrie noch groß. Die 
Bundesregierung geht in ihrem Energiekonzept 
von 25 bis 30 Prozent bzw. einem wirtschaft-
lichen Einsparpotenzial von 10 Milliarden Euro 
aus (BMWi 2010). Die Tatsache, dass dieses 
 Potenzial bislang nur ansatzweise ausgeschöpft 
wird, ist unter anderem auf die bestehenden Aus-
nahmeregelungen bei der Energie- und Strom-
steuer zurückzuführen.

Die Subventionen durch die beschriebenen 
Steuervergünstigungen werden häufi g mit der 
Aufrechterhaltung der internationalen Wettbe-
werbsfähigkeit derjenigen Branchen des produ-
zierenden Gewerbes begründet, die netto durch 
die Ökologische Steuerreform belastet werden. 
Sie dienen somit der Existenzsicherung von Un-
ternehmen in diesen Sektoren, bzw. der Verhin-
derung einer Produktionsverlagerung ins Ausland 
und somit der Sicherung von Arbeitsplätzen. Per 
saldo durch die Ökologische Steuerreform be-
lastete Produktionsbereiche sind vor allem die 
Landwirtschaft, der Bergbau, die Grundstoff-
industrien, die Recyclingwirtschaft, die Gas- und 
Wasserversorger, die Bauwirtschaft, der Handel 
und das Gastgewerbe sowie der Verkehr (außer 
Luftverkehr und Schifffahrt) (Bach 2005). Im Jahr 
2009 wurde für 30.915 Unternehmen der er-
mäßigte Steuersatz bei der Energiesteuer und für 
96.220 Unternehmen der ermäßigte Steuersatz 
bei der Stromsteuer gewährt. Im selben Jahr nah-
men 13.625 Unternehmen den Spitzenausgleich 
bei der Energiesteuer und 26.300 Unternehmen 

den Spitzenausgleich bei der Stromsteuer in An-
spruch (BMF 2010).

Analysen zur Handelsintensität und Ener-
giekostenbelastung der Industrie zeigen, dass 
Steuervergünstigungen lediglich in einigen In-
dustriezweige im Bereich Eisen und Stahl, Che-
mie, Papier und Aluminium gerechtfertigt sind 
(Graichen et al. 2008). Während also tatsächlich 
davon auszugehen ist, dass die bestehenden Ver-
günstigungen eine Abwanderung von Unterneh-
men verhindern konnten, gibt es ebenso Anhalts-
punkte dafür, dass die Ausnahmeregelungen auch 
weiterhin (nach dem partiellen Abbau im Rah-
men des Sparpakets ab Januar 2011) in ihrer  
Breite nicht durchgängig mit der Wahrung der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit zu recht-
fertigen sind. Die pauschalen Ermäßigungen 
begünstigen nach wie vor alle Unternehmen un-
abhängig von ihrer Energieintensität, ihrer Effi -
zienzpotenziale und dem Ausmaß, in dem sie tat-
sächlich im internationalen Wettbewerb stehen. 
Dadurch werden weiterhin auch zahlreiche Un-
ternehmen begünstigt, die durch die Senkung der 
Lohnnebenkosten ohnehin Nettogewinner der 
Ökologischen Steuerreform sind und/oder kaum 
im internationalen Wettbewerb stehen und somit 
in der Lage sind, Energiekosten an den End-
verbraucher weiterzugeben (Gerhard et al. 2009, 
S. 267ff.) Abbildung 2 zeigt den berechneten 
Branchendurchschnitt sowohl für den Handel 
mit Nicht-EU-Ländern als auch für den Handel 
mit den Ländern, die weder EU noch OECD ange-
hören. Gerade der Handel mit Letztgenannten ist 
in Bezug auf die Wettbewerbs wirkung der Energie-
steuern relevant, da unterstellt werden kann, dass 
diese Länder keine vergleichbar ambitionierten 
 klimapolitischen Instrumente implementieren.

Als wettbewerbsgefährdet durch Energie- 
und Stromsteuern können diejenigen Branchen 
angesehen werden, die neben einer hohen Han-
delsintensität auch hohen potenziellen Belas-
tungen durch Strompreiserhöhungen ausgesetzt 
sind. Als pragmatische Näherung für ein signifi -
kantes Risiko kann ein Wert von größer als zehn 
Prozent für beide Indikatoren angenommen wer-
den. Demnach wären in Deutschland fünf Bran-
chen potenziell wettbewerbsgefährdet:
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Abbildung 2:

Handelsintensität für ausgesuchte deutsche Branchen

Quelle: Graichen et al. 2008.
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– Roheisen und Stahl;
– Düngemittel und Stickstoffverbindungen;
– Aluminium und Halbwaren daraus;
– Papier, Karton und Pappe; 
– andere anorganische Grundstoffe & Chemi-

kalien.
Ausgehend von der besonderen Ausgleichsrege-
lung mit der Vorgabe eines Stromkostenanteils an 
der Bruttowertschöpfung von mehr als 15 Pro-
zent und den in Graichen et al. 2008 vorgeschla-
genen zehn Prozent als Untergrenze für die Han-
delsintensität, wären, wenn lediglich Nicht-
OECD-Länder als potenzielles Abwanderungsland 
gesehen werden, nur folgende Branchen tenden-
ziell betroffen:
– Eisen und Stahl, hierbei lediglich die Elektro-

stahlindustrie;
– chemische Industrie im Bereich der Dünge-

mittelerzeugung;
– Aluminiumindustrie.
Da die Papierindustrie von der besonderen Aus-
gleichsregelung profi tiert und in obiger Abbil-
dung eine Handelsintensität von rund 25 Prozent 

erreicht, wäre sie wohl auch unter diesen Prämis-
sen weiterhin bevorteilt.

Der Spitzenausgleich führt darüber hinaus 
dazu, dass die begünstigten Unternehmen in Ver-
bindung mit der generellen Ermäßigung vor der 
Reform teilweise nur drei Prozent des normalen 
Stromsteuersatzes zahlen und infolgedessen kaum 
Anreize zum energiesparenden Verhalten haben 
(FÖS 2010). 

Auf die Branchen des produzierenden Ge-
werbes und der Landwirtschaft entfällt ein Steuer-
mehraufkommen von 2,15 Milliarden Euro. Die-
ses Mehraufkommen entsteht zu 45 Prozent aus 
der Stromsteuer und zu 39 Prozent aus der erhöh-
ten Dieselbesteuerung. Die Entlastungen bei den 
Sozialversicherungsbeiträgen betragen 2,3 Mil-
liarden Euro, insgesamt werden das produzie-
rende Gewerbe und die Landwirtschaft also um 
150 Milliarden Euro entlastet. Im Einzelnen wer-
den per saldo die Landwirtschaft, der Bergbau, 
die Grundstoffi ndustrien, die Recyclingwirtschaft, 
die Gas- und Wasserversorger und die Bauwirt-
schaft belastet. Entlastet werden hingegen die 

Abbildung 3:

Handelsintensität und Bruttowertschöpfung für deutsche Branchen

Quelle: Graichen et al. 2008, Datenbasis 2005: 23.
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Branchen der Investitions- und Verbrauchsgüter-
produktion, vor allem der Maschinen- und Fahr-
zeugbau sowie die elektrotechnische Industrie. 
Auf diese Branchen entfällt gut die Hälfte der Er-
werbstätigen und der Bruttowertschöpfung im 
produzierenden Gewerbe und in der Landwirt-
schaft (Bach 2005).

Insgesamt haben Modellrechnungen gezeigt, 
dass die Ökologische Steuerreform durch die hö-
here Besteuerung des Energieverbrauchs bei 
gleichzeitiger Entlastung des Faktors Arbeit durch 
Senkung der Lohnnebenkosten in gesamtwirt-
schaftlicher Betrachtung positive Effekte auf die 
Beschäftigung hat. Kohlhaas (2005) errechnet eine 
Steigerung der Beschäftigungszahlen aufgrund 
der Ökologischen Steuerreform von ca. 0,5 Pro-
zent (ca. 250.000 Arbeitsplätze) in 2010 gegen-
über 1999. Eventuell negative Beschäftigungsef-
fekte in energieintensiven Branchen werden 
durch positive Effekte in arbeitsintensiven Bran-
chen überkompensiert (Bach 2005). Letztlich wird 
dadurch der ohnehin notwendige Strukturwandel 
zu einer ökologisch nachhaltigen Wirtschaft 
(Green Economy) beschleu nigt und die Wettbe-
werbsfähigkeit der Unternehmen in Deutschland 
langfristig verbessert. 

Die gegenwärtigen Ausnahmeregelungen bei 
der Energie- und Stromsteuer sind als staatliche 
Beihilfen von der Europäischen Kommission ge-
nehmigt worden. Diese Genehmigung läuft Ende 
2012 aus. Die dann anstehende Revision könnte 
als Gelegenheit genutzt werden, diese Subven-
tionen zielgerichteter auszugestalten und Steuer-
vergünstigungen und -befreiungen zielgerichteter 
auf tatsächlich bedürftige Unternehmen zuzu-
schneiden. Anstelle der pauschalen Ermäßigung 
bei der Energie- und Stromsteuer könnte ein 
 Modell geprüft werden, dem ein individueller 
 Indikator zur Energie intensität zugrunde liegt 
und das sich auf Unternehmen beschränkt, die 
tatsächlich im internationalen Wettbewerb ste-
hen. Die grundsätzliche Steuerbefreiung energie-
intensiver industrieller Prozesse könnte durch 
eine Härtefallregelung ersetzt werden, die aus-
schließlich diejenigen Unternehmen entlastet, 
die einem hohen internationalen Wettbewerbs-
druck ausgesetzt sind. Auch die Befreiung könnte 
an die Einführung eines Energiemanagement-

systems gekoppelt werden. Bislang wird eine Ver-
knüpfung von Steuererleichterungen mit der Be-
dingung eines Energiemanagementsystems von 
der Bundesregierung nur für den Spitzenausgleich 
in Erwägung gezogen (BMWi 2010). Konkret for-
dert die derzeitige EU-Energiesteuer-Richtlinie, 
„dass die Betriebe für Steuervergünstigungen, wie 
den Spitzenausgleich, eine entsprechende Gegen-
leistung erbringen“. Die Bundesregierung sieht in 
ihrem Energiekonzept vor, dass ab 2013 der im 
Haushaltsbegleitgesetz zu beschließende Spitzen-
ausgleich im Rahmen der Energie- und Strom-
steuer nur noch für Betriebe gewährt werden soll, 
die einen Beitrag zu Energieeinsparungen nach-
weisen. Der Nachweis der Einsparung kann durch 
die zertifi zierte Protokollierung in Energiema-
nagementsystemen oder durch andere gleichwer-
tige Maßnahmen erfolgen. Bei den anderen Steu-
ervergünstigungen wird die Bundesregierung 
prüfen, mit welchen Maßnahmen den Anforde-
rungen der Richtlinie nach einer entsprechenden 
Gegenleistung Rechnung getragen werden kann. 
Diese soll in Zukunft an die Durchführung von 
Energiemanagementsystemen gemäß den inter-
nationalen Normen (EN 16001, ISO 50001) ge-
knüpft werden. Damit sollen Effi zienzpotenziale 
sichtbar gemacht und auch genutzt werden 
 können. Es geht dabei um ein kostengünstiges 
Konzept, das insbesondere kleine und mittlere 
Unternehmen nicht überfordert und dennoch 
sys tematisch die Verbesserungschancen offenlegt 
(BMF 2010).

1.3.5 Ermäßigter Dieselsteuersatz

Im Bereich der Energiebesteuerung von Kraftstof-
fen besteht eine Subvention aufgrund des deut-
lich geringeren Satzes für Diesel im Vergleich zu 
Benzin. Seit der letzten Anhebung 2003 gelten in 
Deutschland Steuersätze von 65 ct/l für Benzin 
und 47 ct/l für Diesel. Daraus ergeben sich jährli-
che Mindereinnahmen von 6,6 Milliarden Euro. 
Mit Ablauf des Jahres 2011 wird dies neben den 
acht Jahren von 1973 bis 1981 die längste Zeit 
seit Bestehen der Bundesrepublik Deutschland 
gewesen sein, in der keine Erhöhun g der Ener-
giesteuer stattgefunden hat. Dabei müsste sie in 
2011 gegenüber 2003 um 8,1 ct/l höher liegen, 
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allein um sie real konstant zu halten und die 
 Infl ation auszugleichen. 

Der niedrigere Steuersatz für Diesel ist in den 
1980er Jahren eingeführt und seit Beginn der 
1990er in mehreren Schritten ausgeweitet wor-
den. Er wird in erster Linie mit der Unterstützung 
des Transportgewerbes begründet. Tatsächlich 
wurde Dieselkraftstoff ursprünglich überwiegend 
im Güterverkehr eingesetzt. Für private Pkw soll 
der Vorteil aufgrund des niedrigeren Dieselsteuer-
satzes durch eine höhere jährliche Kfz-Steuer aus-
geglichen werden. Tatsächlich lässt sich im Ver-
lauf der vergangenen Jahre allerdings beobach-
ten, dass der Anteil der Dieselfahrzeuge an den 
privaten Pkw gegenüber den benzinbetriebenen 
beständig und deutlich zugenommen hat (siehe 
Abbildung 5). 

Es ist nicht eindeutig zu klären, ob dies aus-
schließlich ein Resultat von steuerlichen Fehlan-

reizen ist. Aufgrund der bestehenden Regelungen 
haben private Halter von Dieselfahrzeugen bei 
Kfz- und Energiesteuersätzen ab einer bestimm-
ten (vom Verbrauch des Fahrzeugs abhängigen) 
jährlichen Fahrleistung einen steuerlichen Vor-
teil gegenüber Haltern von benzinbetriebenen 
Fahrzeugen. Der Vorteil entsteht, weil die jährlich 
einmalige, verbrauchsunabhängige Höherbelas-
tung der Dieselfahrzeuge bei der Kfz-Steuer durch 
die geringere Belastung bei der ständig und ver-
brauchsabhängig anfallenden Energiesteuer über-
kompensiert wird. Auf der anderen Seite gibt es 
auch Hinweise darauf, dass die gestiegene Nach-
frage nach Dieselfahrzeugen auf die größeren 
Effi zienzfort schritte bei dieser Antriebstechnik 
gegenüber jenen bei Benzinfahrzeugen zurückzu-
führen ist. Für diesen Zusammenhang spricht un-
ter anderem die Beobachtung, dass die Nachfrage 
nach Dieselfahrzeugen auch in anderen EU-Mit-

Abbildung 4:

Mineralölsteuersätze für Diesel und Benzin in Deutschland 1950-2011

Quelle: BMF 2004.
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gliedsstaaten, in denen sie nicht steuerlich bevor-
zugt werden, in den vergangenen Jahren zuge-
nommen hat. Der Marktanteil von Dieselfahrzeu-
gen in Großbritannien beispielsweise ist ähnlich 
hoch wie in Deutschland, obwohl Großbritan-
nien bei der Energiesteuer nicht zwischen Benzin 
und Diesel differenziert (Europäische Kommis-
sion 2011b).

Aus klima- und umweltpolitischer Perspek-
tive lässt sich der niedrigere Steuersatz für Diesel 
nicht begründen. Im Gegenteil: Er ist sogar unan-
gemessen und müsste höher als der von Benzin 
liegen, da Diesel einen höheren Energie- und 
auch Kohlenstoffgehalt als Benzin hat und daher 
einen höheren CO2-Ausstoß je Liter. Darüber hin-
aus ist Dieselkraftstoff durch die Partikelemis-
sionen krebserregender. 

Die Debatte um ermäßigte Dieselsteuersätze 
hat in den vergangenen Monaten neuen Auftrieb 
durch die Veröffentlichung der Vorschläge der 
Europäischen Kommission für eine Revision der 
Europäischen Energiesteuerrichtlinie bekommen 
(Europäische Kommission 2011a). Die seit 2004 
geltende Energiesteuerrichtlinie der EU sieht 
Mindestsätze für die Besteuerung von Energieträ-
gern durch die Mitgliedsstaaten vor, darunter 

auch Benzin und Diesel. Vor dem Hintergrund 
der Energie- und Klimaziele der EU für 2020 und 
des schon verabschiedeten Klima- und Energie-
pakets strebt der aktuelle Vorschlag der Kommis-
sion an, die Mindestsätze ab 2013 dahingehend 
weiterzuentwickeln, dass sie sich konsequent am 
Energie- und CO2-Gehalt der Energieträger aus-
richten sollen. Auf diese Weise soll Wettbewerbs-
gleichheit zwischen den einzelnen Energieträgern 
in einem Verwendungs bereich hergestellt wer-
den. Diesel würde dementsprechend aufgrund 
seines höheren Energie- und CO2-Gehalts in Zu-
kunft nicht nur genauso hoch, sondern nominal 
höher als Benzin zu besteuern sein. Für die Ein-
führung der neuen Mindeststeuersätze ab 2013 
sieht die Kommission lange Übergangsfristen bis 
2023 vor. 

Auf die Besteuerung von Benzin und Diesel 
in Deutschland hätte die Umsetzung der Kom-
missionsvorschläge zunächst insofern keine di-
rekten Auswirkungen, als dass die deutschen 
Steuersätze bereits heute deutlich über den vor-
geschlagenen neuen Mindestsätzen liegen. Für 
die Bundesregierung würde sich daher keine un-
mittelbare Notwendigkeit ergeben, die geltenden 
Steuersätze anzupassen. Allerdings würde der 

Abbildung 5:

Jährliche Neuzulassungen von Pkw in Deutschland 1993-2009

Quelle: BMVBS.
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Vorschlag für sie dennoch den Handlungsdruck 
schaffen, die Steuersätze ebenfalls – bis zum Jahr 
2023 – am Energie- und CO2-Gehalt der Treib-
stoffe auszurichten. Der Dieselsteuersatz müsste 
dazu angehoben werden, wenn man nicht den 
Benzinsteuersatz senken will, was angesichts der 
fi skalischen Ausfälle keine ernsthaft verfolgte 
 Option sein wird. 

Abgesehen vom Transportgewerbe ist in ers-
ter Linie der Fahrzeugbau mittelbar von der Sub-
ventionierung aufgrund des niedrigeren Diesel-
steuersatzes betroffen. Prinzipiell hat die Subven-
tionierung von Dieselfahrzeugen keine direkten 
Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit und 
Arbeitsplätze in der Automobilbranche, da nicht 
der Absatz von Fahrzeugen als solcher subven-
tioniert wird, sondern lediglich die Kaufentschei-
dung bei der Neuanschaffung zwischen Benzin- 
und Dieselmodellen (bzw. natürlich auch zwi-
schen diesen und alternativen Antriebsmodellen 
wie Erdgas, Flüssiggas und Strom) beeinfl usst 
wird. Angesichts der erforderlichen Reduktion 
der Emissionen, muss gerade diesen neuen An-
triebstechnologien eine bessere Wettbewerbs-
chance gegeben werden, was momentan eben 
durch die Subventionierung des Diesels nicht der 
Fall ist. 

Gerade von der deutschen Automobilbran-
che wird allerdings das Argument vorgebracht, 
dass die Fahrzeughersteller sich in der Vergangen-
heit mit ihrer Produktpalette auf die stark gestie-
gene Nachfrage nach Dieselfahrzeugen eingestellt 
und Innovationen vor allem in Bezug auf Diesel-
motoren vorangetrieben haben. Eine Erhöhung 
der Dieselsteuersätze und eine daraus resultieren-
de Verschiebung der Nachfrage zu benzinbe-
triebenen Fahrzeugen würde die Hersteller daher 
zu Anpassungen zwingen und wäre so mittel-
bar eventuell tatsächlich mit vorübergehenden 
 Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit ver-
bunden. 

Demgegenüber ist einzuwenden, dass die 
Umkehrung des Steuerverhältnisses zwischen 
Benzin und Diesel vor allem Anreize schaffen 
würde, die Effi zienzpotenziale in der Antriebs-
technik auch bei benzinbetriebenen Fahrzeugen 
stärker auszuschöpfen. So kommt eine Ex-ante-
Analyse der EU-weiten Auswirkungen der Umset-

zung der Vorschläge der Europäischen Kommis-
sion zu dem Ergebnis, dass eine Erhöhung des 
Dieselsteuer satzes lediglich zu einer Verschiebung 
des weiteren Wachstums des Automobilmarktes 
hin zu benzinbetriebenen Fahrzeugen, nicht aber 
zu einem absoluten Rückgang der Nachfrage nach 
Dieselfahrzeugen führen würde. EU-weit würde 
eine Umsetzung der Vorschläge der Kommission 
zwar die Nachfrage nach Dieselfahrzeugen bis 
2020 um elf Prozent gegenüber dem Basisszena-
rio reduzieren. Insgesamt würde sie aber damit 
immer noch um absolut neun Prozent zunehmen 
(Europäische Kommission 2011b).

Zudem profi tieren die Autofahrer bisher dop-
pelt von der steuerlichen Begünstigung von Die-
sel, weil sie bereits von der höheren Effi zienz und 
damit den niedrigeren Transportkosten profi tie-
ren. Zusätzlich kommt der Steuervorteil hinzu. 
Dieser doppelte Vorteil ist jedoch angesichts der 
fi skalischen Situation nur schwer begründbar.

Für das Transportgewerbe hätte eine Anhe-
bung des Dieselsteuersatzes demgegenüber gra-
vierendere Auswirkungen. Hier wäre zu erwägen, 
wie durch eine Differenzierung der Dieselsteuer 
zwischen privatem und gewerblichem Verbrauch 
eventuell ein Ausgleich geschaffen werden kann, 
wie es derzeit in wenigen Staaten, wenn auch mit 
leicht erhöhtem administrativen Aufwand ver-
bunden, der Fall ist. Auch eine Anrechenbarkeit 
bei der Lkw-Maut könnte ein Ausweg sein. Aller-
dings sieht der Richtlinienentwurf die Abschaf-
fung genau dieser Option vor, die zumindest in 
einigen wenigen Staaten genutzt worden ist. In 
jedem Fall stellt die anvisierte Übergangsfrist von 
zwölf Jahren einen geeignet langen Zeitraum dar, 
um Anpassungsreaktionen zu ermöglichen.

1.3.6 Agrarsubventionen der EU und 
 Steuervergünstigungen des Bundes

Negative ökologische Wirkungen gehen in der 
Landwirtschaft vor allem von der Versauerung 
und Eutrophierung von Ökosystemen, der Schad-
stoffbelastung von Böden und Gewässern sowie 
dem Verlust der Artenvielfalt aus (BUND 2010; 
Verbände-Plattform 2010: 12ff.). Dazu trägt der 
Sektor zu sechs Prozent der gesamten CO2-Emis-
sionen Deutschlands bei (Berg et al. 2008: 28). 
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Besonders zu erwähnen ist der übermäßige Ein-
satz von Agrardüngern, der einen Stickstoffüber-
schuss zur Folge hat und nachteilige Wirkungen 
vor allem für Gewässer. Dieser Überschuss liegt 
mit 100 kg/ha immer noch weit über dem in der 
deutschen Nachhaltigkeitsstrategie vereinbarten 
Ziel von 80 kg/ha. 

Die Bedeutung des Sektors als Arbeitgeber 
hat in der Vergangenheit kontinuierlich abgenom-
men. Im Jahr 2007 erreichte die Zahl der Beschäf-
tigten in Deutschland einen neuen Nie drigstwert 
von 374.500 (BMELV 2010: 7). Potenziale für neu 
entstehende Arbeitsplätze werden vor allem im 
Bereich der erneuerbaren Energien und der Nut-
zung von Industrie- und Energiepfl anzen gesehen 
(BMELV 2010: 30).

Subventionen für landwirtschaftliche Be-
triebe werden zum einen national in Form von 
Steuervergünstigungen und zum anderen im Rah-
men der Agrarpolitik der Europäischen Union ge-
währt. Auf europäischer Ebene werden im Rah-
men der gemeinsamen Agrarpolitik zwei unter-
schiedliche Subventionen gewährt: Zum einen 
die Direktzahlungen im Rahmen der „ersten 
Säule“ der Gemeinsamen Agrarpolitik, zum an-
deren Beihilfen für Maßnahmen zur Förderung 
der ländlichen Entwicklung und des Umwelt-
schutzes im Rahmen der „zweiten Säule“. 

Die im Juni 2003 durchgeführte Reform der 
europäischen Agrarpolitik entkoppelte die Direkt-
zahlungen von der Produktion. Bis dahin waren 
die Subventionen an die Produktion gebunden 
und stützten die Preise für Agrargüter. Die Folge 
waren Anreize zur Überproduktion – und damit 
verbunden eine intensivere Landnutzung, Mono-
kulturen und der intensive Einsatz von Düngern 
und Pfl anzenschutzmitteln. Um die Anpassung 
zu erleichtern, wurde in Deutschland zunächst 
ein Kombinationsmodell aus produktionsgebun-
denen Subventionen und Direktzahlungen über-
nommen, welches zwischen 2009 und 2013 kom-

plett in Direktzahlungen umgewandelt wird, so-
dass sich die Subventionshöhe allein nach der 
Fläche und nicht nach der Produktionsmenge 
richtet.4 Dadurch werden die negativen Umwelt-
einwirkungen der landwirtschaftlichen Nutzung 
reduziert und fi nanzielle Anreize für eine weniger 
intensive Landwirtschaft gegeben (Berg et al. 
2008: 30). Zusätzlich werden die Direktzahlun-
gen an die Einhaltung von Standards für Umwelt, 
Tierschutz, Futter- und Lebensmittelsicherheit 
(Cross Compliance) gebunden. Diese Subventio-
nen der sogenannten ersten Säule der Gemein-
samen Agrarpolitik werden im Rahmen der WTO-
Verpfl ichtungen zum Subventionsabbau jährlich 
zurückgefahren. Für 2010 betrug die Höhe der 
 Direktzahlungen der EU an deutsche Bauern 
5,7 Milliarden Euro (Thüringer Landesanstalt für 
Landwirtschaft 2010). Eine zweite Einnahme-
quelle ist die zweite Säule (Maßnahmen zur För-
derung der ländlichen Entwicklung und des Um-
weltschutzes), deren Zahlungen keinen Kürzungs-
verpfl ichtungen unterliegen.5 Allerdings müssen 
die Subventionen durch die Mitgliedsstaaten 
kofi nanziert werden. Unter der zweiten Säule 
werden u. a. der ökologische Landbau und wei tere 
Umweltprogramme gefördert, welche die negati-
ven Auswirkungen der Landwirtschaft zum Teil 
kompensieren. Im Jahr 2010 wurden in Deutsch-
land für die Subventionen der zweiten Säule insge-
samt 1,3 Milliarden Euro aus dem europäischen 
ELER-Fond bereitgestellt (BMELV 2010).

Der neue Kommissionsvorschlag für den 
mehrjährigen Finanzrahmen der EU für 2014 bis 
2020 stellt die Weiterentwicklung in den Kontext 
der Europa-2020-Strategie und zielt ab auf die 
„Entfaltung des Wirtschaftspotenzials des ländli-
chen Raums, die Entwicklung von Absatzmärkten 
und Beschäftigung vor Ort […], wobei die Res-
sourceneffi zienz gefördert wird, um die Produk-
tionsgrundlage für Nahrungsmittel, Futtermittel 
und die erneuerbare Energie in der gesamten EU 

4 Ein ökologisch positiver Effekt dessen ist, dass bisher ökologisch wertvolle, aber ökonomisch wertlose Flächen wie Biotope und Klein-
fl ächen miteinbezogen werden und so auch ein zusätzliches Einkommen darstellen.

5 Die Mittel der zweiten Säule sind auch nicht zu den umweltschädlichen Subventionen zu zählen. Sie werden hier dargestellt, um das 
Gesamtbild zu vervollständigen und zu zeigen, wie eine schrittweise Umgestaltung von einer umweltschädlichen zu einer umwelt-
freundlichen Subventionsstruktur erfolgt.
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zu erhalten; es werden Anreize geschaffen für 
Maßnahmen zur Begrenzung der Auswirkungen 
des Klimawandels und zur Anpassung an die 
Klimaveränderungen, zum Schutz der Ökosys-
teme und zur Bekämpfung des Verlustes an 
biolo gischer Vielfalt“ (Europäische Kommission 
2011c: 3). Für die Höhe der direkten Beihilfen 
wird ein „Konvergenzsystem“ geschaffen, um die 
Zahlungen pro Hektar in der Union anzunähern. 
Die ökologische Ausrichtung der Direktzahlun-
gen wird weiter verstärkt, indem 30 Prozent der 
Mittel der ersten Säulen für die Einhaltung von 
Standards vergeben werden, die über die Cross 
Compliance hinausgehen. Das Verhältnis der 
beiden Säulen wird weiter angenähert, auch wenn 
es noch deutlich zugunsten der ersten Säule aus-
fällt: Von den insgesamt für den Zeitraum 2014 
bis 2020 für die gesamte Union veranschlagten 
386,9 Milliarden Euro entfallen 281,8 Milliar-
den Euro auf die erste, 105,1 Milliarden Euro 
auf die zweite Säule (Europäische Kommission 
2011c: 6). Der Vorschlag der Kommission wurde 
von vielen Umweltverbänden als nicht hinrei-
chend kritisiert und eine stärkere Ökologisierung 
der Subventionen aus der ersten Säule gefordert 
(BUND 2011: 8).

Zusätzlich zu den Subventionen im Rahmen 
der EU-Agrarpolitik werden durch die Bundes-
regierung umweltschädliche Steuervergünstigun-
gen gewährt. Dies betrifft den reduzierten Ener-
giesteuersatz für Agrardiesel und die Kfz-Steuer-
befreiung für Zugmaschinen. Agrardiesel wird 
nach §57 Energiesteuergesetz bis zu einer Jahres-
ver brauchsmenge von 10.000 Litern mit einem 
reduzierten Steuersatz gefördert, um Wettbe-
werbsnachteile auszugleichen. Dies führte im 
Kassenjahr zu Steuerminder einnahmen von 305 
Millionen Euro des Bundes. Zu betonen ist, dass 
sich das fi nanzielle Volumen dieser Erhaltungs-
hilfe seit 2008 mehr als verdoppelt hat (BMF 
2010: 195). Eine weitere, im Niveau konstante 
Steuervergünstigung ist die Kfz-Steuerbefreiung 
für  Zugmaschinen in der Land- und Forstwirt-
schaft. Sie schlug im Jahr 2010 mit 55 Millionen 
Euro zu Buche (BMF 2010: 192). 

1.4 Zwischenfazit

Im vorangehenden Kapitel wurden umweltschäd-
liche Subventionen in sechs Bereichen eingehend 
auf ihre fi skalische Wirkung, die Umweltschäd-
lichkeit der von ihnen geförderten wirtschaft-
lichen Aktivitäten und ihre sozialen Effekte, insbe-
sondere in Bezug auf Beschäftigung, betrachtet. 
Die Analysen zeigen zunächst einmal die enorme 
fi skalische Bedeutung umweltschädlicher Sub-
ventionen. Alleine die sechs hier betrachteten 
Sub ventionstat bestände belaufen sich auf über 
35 Milliarden Euro, die dem Staat jährlich an 
Ausgaben oder Einnahmeausfällen entstehen. 
Angesichts der dringend notwendigen Haushalts-
konsolidierung infolge der weltweiten Finanz- 
und Wirtschaftskrise des Jahres 2008 und der da-
raufhin beschlossenen Konjunkturpakete leitet 
sich aus der Höhe dieses Betrages alleine enormer 
politischer Handlungsdruck ab. Die Untersu-
chung der einzelnen Subventionstatbestände hat 
zudem auch gezeigt, dass in Deutschland im 
 großen Umfang wirtschaftliche Aktivitäten geför-
dert werden, die enorm schädliche Auswirkungen 
auf die Umwelt haben, insbesondere durch CO2-
Emissionen. Mit Bezug auf den drohenden Klima-
wandel kann sich ein moderner Staat eine derar-
tige Förderung CO 2  -intensiver Industrien und 
Produkte nicht länger leisten.

Gleichzeitig darf selbstverständlich auch 
beim Abbau umweltschädlicher Subventionen 
die soziale Dimension nicht außer Acht gelassen 
werden, insbesondere die Auswirkungen auf 
Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung. Bei den 
indirekten Subventionen, wie dem Dienstwa-
genprivileg, der Entfernungspauschale und der 
niedrigeren Besteuerung von Diesel sind auch die 
Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt weniger 
 direkt. Durch die Förderung werden vor allem 
größere Fahrzeuge vor kleineren, bzw. Diesel-
fahrzeuge vor Benzinern bevorzugt und Anreize 
für höhere Fahrleistungen geschaffen. Eine An-
passung an den Abbau der umweltschädlichen 
Subventionen in diesen Bereichen sollte, vor al-
lem bei Gewährung angemessener Übergangs-
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fristen, ohne nennenswerte Beschäftigungs aus-
wirkungen machbar sein. Direkter sind die Effekte 
auf Wettbewerbsfähigkeit und den Arbeitsmarkt 
natürlich bei den direkten Subventionen, also 
unter den hier betrachteten bei den Energie-
steuervergünstigungen und den Steuerausnah-
men im Luftverkehr. Während Probleme mit der 
Wettbewerbsfähigkeit und entsprechende Be-
schäftigungseffekte durch die Ticketabgabe im 
Luftverkehr sich auf das Niedrigpreissegment be-
schränken und auch hier nur gering ausgeprägt 
sind, und insbesondere durch den Einstieg weite-
rer Staaten relativ leicht reduzierbar wären, steht 
im produzierenden Gewerbe sicherlich mehr auf 
dem Spiel. Auch hier lässt sich ein weiterer Abbau 
der Subventionen jedoch sozialverträglich um-
setzen, wenn gezielt versucht wird, Mitnahme-
effekte weiter einzuschränken. 

Immer gilt jedoch, dass der Abbau umwelt-
schädlicher Subventionen mit Widerständen ein-
zelner gesellschaftlicher Gruppen und organisier-
ter Wirtschaftsinteressen verbunden sein wird. 
Hier stehen sich in aller Regel kurzfristige Parti-
kularinteressen und der auch längerfristig rele-
vante Schutz öffentlicher Güter gegenüber. Hier 
gilt es, die richtigen politischen Zeitfenster zu fi n-
den, um den Abbau voranzutreiben. 

Wie lässt sich der notwendige Subventions-
abbau nun politisch gestalten? Im Folgenden un-
tersuchen wir internationale und nationale Bei-
spiele politischer Prozesse, bei denen es um einen 
Ausgleich zwischen den Interessen der Allge-
meinheit und Partikularinteressen ging. Es geht 
uns dabei insbesondere um die Frage, wie der 
Subventionsabbau politisch durch- und sozial-
verträglich umgesetzt wurde.
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Subventionen können Prozesse strukturellen Wan-
dels sowohl beschleunigen als auch bremsen. Der 
Abbau umweltschädlicher Subventionen kann da-
bei als ein Problem der Politikbeendigung verstan-
den werden und ist somit ähnlichen Widerstän-
den ausgesetzt wie das Auslaufen eines Sozial-
programms oder einer Arbeitsschutzregelung 
(Bauer 2006). Je stärker dabei die Änderung der 
Politik, desto stärker der Widerstand der Leistungs-
empfänger gegen eine solche politische Maßnah-
me. Eine Kürzung in der Leistungshöhe (z. B. eine 
prozentuale Kürzung einer Subvention) ist dabei 
noch leichter möglich als die Beendigung eines 
Instruments (z. B. komplette Abschaffung einer 
Steuervergünstigung) oder eines Programms 
(Kombination verschiedener Subventionen für 
einen Zweck – z. B. aller Ausnahmen von der Öko-
logischen Steuerreform). Dies stellt letzten Endes 
sowohl ein haushalts-, wirtschafts-, sozial-, inno-
vations- und umweltpolitisches Problem dar: Dis-
tributive Politiken führen zu engen „Patronage- 
und Klientelbeziehungen“ zwischen Subven-
tionsnehmern und Subventionsgebern, die sich 
verfestigen und politischen Wandel erschweren 
(Schneider/Janning 2006: 23). Konventionelle, 
umweltschädliche Technologien bleiben zum 
Beispiel durch Subventionen länger wettbewerbs-
fähig und haben einen Verdrängungseffekt ge-
genüber Umweltinnovationen: Sie zögern deren 
Marktreife heraus und stellen aus ökonomischer 
Sicht eine ineffi ziente Allokation von Ressourcen 
dar (Acemoglu et al. 2010; Berg et al. 2008: 4). 
Eine gezielte Kürzung der Förderung dieser social 
bads sollte ein natürliches politisches Ziel sein – 
einige der folgenden Beispiele zeigen hingegen, 
dass dies politisch schwer umsetzbar ist (Berg et 
al. 2008: 4). 

Dieses Kapitel diskutiert sechs Fälle politi-
scher Prozesse zu strukturellem Wandel und der 

Lösung distributiv-umweltbezogener Probleme. 
Sie zeigen exemplarisch kurz- und langfristige 
Handlungsoptionen. Das Beispiel Neuseelands 
zeigt die Nutzung eines relativ kurzfristigen Mög-
lichkeitsfensters auf, um einen bedeutenden 
 Subventionsabbau durchzusetzen, während an-
dere Beispiele auf die Gestaltung mittel- bis lang-
fristiger politischer Prozesse eingehen, die zu 
 einer Neuausrichtung oder dem Abbau umwelt-
schädlicher Subventionen, bzw. der Lösung von 
Umweltkonfl ikten, führten.

Fünf dieser Fälle zeigen Beispiele für erfolg-
reiche Ansätze zur Kürzung oder Umgestaltung 
von Subventionen, bzw. zur Lösung von Umwelt-
konfl ikten. Der Fall der deutschen Steinkohle-
subventionen zeigt die Barrieren auf, die den 
 Subventionsabbau und die politische Steuerung 
von Wandlungsprozessen bremsen. Auf Basis die-
ser Analyse werden Erkenntnisse formuliert, die 
politische Prozesse zum Abbau umwelt schädlicher 
Subventionen in Deutschland informieren und 
deren Effektivität steigern können. 

2.1 Abbau der Agrarsubventionen 
 in Neuseeland

2.1.1 Ausgangsbedingungen und Kontext

Das Beispiel Neuseelands ist insoweit ungewöhn-
lich, da hier in sehr kurzer Zeit ein immenses Sub-
ventionsvolumen abgeschafft wurde. Es zeigt, 
dass solche Abbauprozesse radikal verlaufen kön-
nen, wenn sie politische Handlungsfenster aus-
nutzen. 

Der Subventionsabbau in der neuseeländi-
schen Landwirtschaft fällt in die Mitte der 1980er 
Jahre. Der Einkommensanteil durch Subven-
tionen stieg bis dahin kontinuierlich von circa 

2.  Politische Prozesse zur Gestaltung strukturellen Wandels
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drei Prozent der Einkommen im Jahr 1960 bis auf 
einen Anteil von 40 Prozent in einigen landwirt-
schaftlichen Sektoren im Jahr 1983 (Vitalis 2010: 
25). Diese Subventionen – insgesamt über 30 ver-
schiedene Maßnahmen – fanden in Form direkter 
Subven tionen, Exportsubventionen, Mindest-
preisen und Steuervergünstigungen für Landwir-
te statt.

2.1.2 Maßnahmen der Regierung

1984 wurden die Mindestpreise für landwirt-
schaftliche Güter, Steuervergünstigungen, kos-
tenfreie Dienstleistungen für Landwirte, Zugang 
zu zinsvergünstigtem Kapital und eine Reihe an-
derer Subventionen (für Dünger, Bewässerung, 
Landentwicklung) gestrichen (Federated Farmers 
2009: 5; Vitalis 2010: 27). Ähnlich wie heute in 
den Mitgliedsstaaten der Europäischen Union 
war der hohe haushaltspolitische Problemdruck 
ein wesentlicher Katalysator des Subventionsab-
baus. Ein anderer war der gesamtwirtschaftliche 
Kontext der Handelsliberalisierung, die Wechsel-
kursfreigabe des neuseeländischen Dollars ein-
geschlosssen. Dadurch waren Preissenkungen 
von Inputgütern der Landwirtschaft zu erwarten, 
die dem Verlust der Subventionen zumindest teil-
weise entgegenwirken würden (NZ-MAF 2006: 
68; Vitalis 2010: 27). Ein Problem dieser gesamt-
wirtschaftlichen Reformen war, dass zwar der 
Subventions abbau sehr schnell vonstatten ging, 
die Senkung von Zöllen dagegen langsamer ver-
lief und damit Inputpreise und Betriebskosten 
der Land wirtschaft nicht so schnell wie erhofft 
fi elen (Vitalis 2010: 36).

Im Frühjahr 1986 riefen die Maßnahmen 
auch Proteste der Betroffenen hervor. Federated 
Farmers – die größte landwirtschaftliche Organi-
sation – unterstützte jedoch die Reformen prin-
zipiell, da durch den beschriebenen Gesamtkon-
text eine Senkung aller Inputpreise zu erwarten 
war (Vitalis 2010: 30). Aufgrund der Haushalts-
lage wurden Anpassungsmaß nahmen auch nur 
in geringem Umfang gezahlt. Beispiele dafür wa-
ren die Möglichkeit zur Umschuldung, der Erlass 
von Schulden gegenüber öffentlichen und priva-
ten Gläubigern (insgesamt 20 Prozent der Schul-

den) und Unterstützung bei der Umstruktu-
rierung der landwirtschaftlichen Betriebe. Die 
schlimmsten sozialen Folgen für unproduktive 
landwirt schaftliche Betriebe wurden durch so-
genannte exit grants (zwie Drittel des Vorjah-
reseinkommens) bei Schließung eines Betriebs 
oder durch eine Einkommens unterstützung 
durch öffentliche Gelder gemildert (Federated 
Farmers 2009: 7).

2.1.3 Bedeutender Faktor: Politischer Konsens

Der Subventionsabbau hatte während der ent-
scheidenden Phase der 1980er Jahre die politische 
Unterstützung der regierenden Labour Party. Er 
war als ein bedeutsamer Bestandteil in einen brei-
teren wirtschaftlichen Reformprozess eingebettet. 
Die Wiederwahl der Regierung 1987 erfolgte da-
bei auch mit Unterstützung aus dem Landwirt-
schaftssektor (Vitalis 2010: 30). Der Grund für 
Federated Farmers’ prinzipielle Akzeptanz des 
Subven tionsabbaus ist darin zu sehen, dass die 
Reformen auch Vorteile für Bauern versprachen. 
Zudem hatte die Marktverzerrung solche Dimensi-
onen angenommen, dass weitere Sub ventionen 
nicht mehr als Gewinnsteigerungen wahrgenom-
men wurden (Färber 2002: 38).

2.1.4 Ergebnisse der Reform

Die wirtschaftlichen Effekte der Subventionskür-
zung werden je nach Perspektive unterschiedlich 
bewertet. Während einige Autoren den Verlust 
von Arbeitsplätzen und kurzfristig eines Viertels 
der Bruttowertschöpfung beklagen, argumentie-
ren andere, dass insgesamt nur ein Prozent der 
Betriebe geschlossen wurde und nach der wirt-
schaftlichen Erholung in den 1990er Jahren der 
ländliche Raum heute besser da steht als vor den 
Reformen (Färber 2002: 38; Vitalis 2010: 30). 

In der Landwirtschaft konnten zwei wesent-
liche Ergebnisse der Reformen identifi ziert wer-
den: 1) ein starkes Wachstum der Faktorproduk-
tivität nach dem Subventionsabbau der 1980er 
Jahre und 2) eine Verlagerung der Ressourcen in 
die produktiven landwirtschaft lichen Bereiche – 
von Schaf- und Rinderzucht vor allem zur Milch-
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wirtschaft (NZ-MAF 2006: 71f.). Nach einer län-
geren Phase der Stagnation, Einkommensverlus-
ten und Umstrukturierung setzte ab 1990, be-
günstigt durch fallende Inputpreise (ein Ergebnis 
der verspätet realisierten Handelsliberalisierung), 
die wirtschaftliche Erholung der Branche ein.

Eine nicht direkt intendierte Folge der Refor-
men war die signifi kante Verbesserung der Um-
weltauswirkungen der Landwirtschaft. So verrin-
gerte sich die landwirtschaftlich ge nutzte Fläche 
und der Düngereinsatz ging zurück, weil Subven-
tionen für die Erschließung von Land und für 
Dünger gestrichen wurden. Der folgende Struk-
turwandel von der Vieh- und Schafzucht hin zur 
Milchwirtschaft hatte ebenso positive Umwelt-
effekte, da die Landnutzungsintensität des letz te-
ren Sektors deutlich geringer ist (Vitalis 2010: 32).

Die Idee, durch intelligentere ökonomische 
Anreize die Umwelteinwirkungen der Land-
wirtschaft zu reduzieren, wird heute weiterge-
führt. Im Rahmen der neuseeländischen 
Nachhaltigkeits politik soll ein volles Einpreisen 
der sozialen Kosten des Verbrauchs natürlicher 
Ressourcen entwickelt werden, um deren Über-
nutzung durch explizite oder implizite Subventi-
onierung umweltschädlicher Praktiken zu redu-
zieren (NZ-MAF 2006: 75).

2.1.5 Erkenntnisse für den Subventionsabbau 
 in Deutschland

Der politische Druck durch die enorme Dimensi-
on der Subventionen im Gesamthaushalt kann 
als primärer Auslöser für deren Abbau gesehen 
werden. Die Umsetzung enthält über die Nutzung 
dieses Gelegenheitsfensters hinaus bedeutsame 
Erkenntnisse für den Subventionsabbau in 
Deutschland. Durch die Einbettung in den Kon-
text der gesamtwirt schaftlichen Liberalisierung 
konnten Widerstände der ehemaligen Subven-
tionsempfänger verringert werden, da diese aus 
der Gesamtreform auch Vorteile erwarten konn-
ten. Die positiven ökologischen Ergebnisse waren 
zwar keine primären Gründe für den Abbau der 
Subventionen. Sie unterstrichen aber die Vorteile 
und legitimierten nachträglich nochmals die Re-
formen. Sie bilden zudem die Grundlage für die 

Aufnahme umweltökonomischer Instrumente in 
die heutige Nachhaltigkeitspolitik.

2.2 Umgestaltung der Entfernungs -  
 pauschalen für Berufspendler in den   
 Niederlanden

Die ökologisch orientierte Umgestaltung der Ent-
fernungspauschalen in den Niederlanden ist ein 
weiteres Beispiel für bedeutenden Subventions-
abbau. Hier zeigt sich, dass durch die geschickte 
Verknüpfung von Subventionsstreichungen mit 
Ausgleichsmaßnahmen eine umweltorientierte 
Verkehrsträgerwahl und -nutzung erreicht wer-
den kann. Damit wird aber nicht nur die Akzep-
tanz der Maßnahmen gesteigert, es wird auch 
 unterstrichen, wie sinnvoll eine differenzierte 
 Betrachtung unterschiedlicher Subventionstat-
bestände aus ökologischer Sicht sein kann. Vor 
dem Hintergrund einer ganz ähnlichen Problem-
lage in Deutschland, könnten die Niederlande 
beispielgebend sein. 

2.2.1 Ausgangsbedingungen und Kontext

Im europaweiten Vergleich pendeln Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer in den Niederlan-
den am weitesten und aufgrund der dichten Sied-
lungsstruktur auch am längsten (OECD 2011: 8). 
Aus verkehrs- und umweltpolitischen Motiven 
 heraus ist es eine Grundausrichtung niederlän-
discher Politik Individualverkehr zu minimieren, 
bzw. diesen möglichst umweltfreundlich zu ge-
stalten. Eines der Ziele der Steuerreform im Jahr 
2002 war es dementsprechend umweltfreund-
lichere Verhaltensweisen zu befördern. In diesem 
Kontext ist die Umgestaltung der Entfernungs-
pauschalen (Commuting Benefi ts) und die Öko-
logisierung komplementärer Anreizstrukturen zu 
sehen. Dazu zählt etwa eine relativ hohe Steuer 
von 45,2 Prozent des Preises eines Pkw, um An rei-
ze zu geben, auf den Erwerb und folglich Besitz 
eines Autos zu verzichten. Gleichzeitig werden 
Abschläge zugunsten umweltfreundlicher Mo-
delle gewährt – gestaffelt nach verschiedenen 
Antriebs arten, um so zumindest die Umweltfol-
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gen von Erwerb, Besitz und letztlich auch Betrieb 
zu mindern (Potter et al. 2006: 222).

2.2.2 Maßnahmen: Umgestaltung der 
 Pendlervergünstigungen im Jahr 2002

„Reisekostenvergoeding“ ist eine Rückerstattung 
des Arbeitgebers an den Arbeitnehmer für dessen 
Kosten des Pendelns, die ab einer Entfernung zur 
Arbeitsstelle von 10 km gezahlt wird. Benutzt der 
Arbeitnehmer Fahrrad oder öffentliche Verkehrs-
mittel, so gilt diese Entfernungsbeschränkung 
nicht (Rye 2005). „Reiskostenforfait“ ist eine Zu-
lage des Arbeitgebers an den Arbeit nehmer für 
entstandene Reisekosten, die steuerlich geltend 
gemacht werden kann (Potter et al. 2006: 226). 
Beide Instrumente sind ökologisch ausgestaltet, 
sodass sich der Grad der Besteuerung der Reis-
kostenvergoeding6 als auch die maximale Höhe 
der Reiskostenforfait an der Umweltfreundlich-
keit des Verkehrsträgers ausrichtet. Die Höhe 
der zahlbaren Reiskostenvergoeding wurde 2004 
verkehrsträgerun abhängig auf 18 ct/km festge-
setzt.7 Die Subvention besteht darin, dass Rück-
erstattungen des Arbeitgebers nicht bzw. nur 
 teilweise als Einkommen besteuert werden.

Die private Nutzung von Dienstwagen wird 
ab 500 km pro Jahr besteuert. Dazu wird das zu 
versteuernde Einkommen um 22 Prozent des 
 Katalogwertes des Wagens erhöht. Be steuert wer-
den zudem Kompensationen des Arbeitgebers   
für Parkplatzkosten (Potter et al. 2006: 227). Dem-
gegenüber erhalten alle Mitglieder einer Fahr ge-
meinschaft die volle Reiskostenvergoeding steuer-
frei. Gleiches gilt für die Bereitstellung ande rer 
Formen kollektiver Beförderung (Werks busse) 
durch den Arbeitgeber (Potter et al. 2006: 227).

Nutzer des öffentlichen Nahverkehrs können 
entweder ihre tatsächlichen Kosten nach weisen 
oder den Kilometersatz der Reiskostenvergoeding 
steuerfrei ansetzen. Zusätzlich können Radfahrer 

maximal alle drei Jahre von ihrem Arbeitgeber 
ein Fahrrad erhalten, das, wird es für Fahrten zum 
Arbeitsplatz genutzt, mit einem sehr geringen 
Satz von 68 Euro auf das zu versteuernde Einkom-
men angerechnet wird (Potter et al. 2006: 228). 

Die besondere Lenkungswirkung der nieder-
ländischen Verkehrspolitik liegt in der kohären-
ten Verknüpfung von Anreizen im kollektiven 
und individuellen Steuersystem mit dem Ziel, 
möglichst umweltfreundliche Verkehrsmittel zu 
nutzen. In Deutschland fand hingegen mit der 
Ökologischen Steuerreform zwar eine Ökologi-
sierung der kollektiven Besteuerung von Treib-
stoffen durch die schrittweise Erhöhung der 
 Mineralölsteuer (heute Energiesteuer) statt. Ver-
gleichbare Ansätze in der individuellen Steuer-
struktur gibt es aber nicht. Dadurch begünstigt 
die deutsche Entfernungspauschale weite Pen-
delstrecken, anstatt Pendlern zusätzliche An-
reize für geringere Distanzen oder die Nutzung 
umweltfreundlicher Transportmittel zu geben 
(Potter et al. 2006: 226).

2.2.3 Erkenntnisse für den Subventionsabbau

Die Ausgestaltung der Pendlervergünstigungen 
in den Niederlanden ist das Ergebnis einer lang-
fristig angelegten Verkehrspolitik. Die ökologi-
sche Lenkungswirkung wird durch die komple-
mentäre Gestaltung von Politiken bestärkt (etwa 
die ökologische Ausgestaltung der Entfernungs-
vergünstigungen und die Besteuerung des Pkw-
Erwerbs). Dadurch werden ökonomische Anreize 
gegeben, um negative externe Effekte besser ein-
zupreisen und umweltfreundliche Mobilitäts-
formen zu nutzen. Eine entsprechende Ökolo-
gisierung der Entfernungspauschale in Deutsch-
land könnte in den Kontext der Weiterentwick-
lung der ökologischen Steuerreform eingebettet 
werden und eine Absenkung des Kilometersatzes 
bzw. dessen Stufung vorsehen.

6 Dies bezieht sich auf die Frage des zu versteuernden Einkommens.
7 Zum Vergleich: Dieser Kilometersatz beläuft sich auf nur 60 Prozent der in Deutschland veranschlagten 30 ct/km.
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2.3 Transitionsmanagement im 
 Energiesektor der Niederlande

Auch in anderer Hinsicht sind die Niederlande 
ein interessantes Beispiel für Deutschland: Ähn-
lich wie hierzulande steht die Umgestaltung des 
Energiesektors hin zu erneuerbaren Energien 
hoch auf der Tagesordnung. Die innovationspoli-
tischen Entscheidungen dazu werden dort aber in 
einer konzertierten Aktion getroffen. Daran ist 
ein Netzwerk aus dem Energiesektor, Wissen-
schaft, Umweltverbänden und dem Staat betei-
ligt. Die Bereit stellung von beträchtlichen Res-
sourcen verschafft die Akzeptanz für den Struk-
turwandel und erlaubt die Kompensation kurz-
fristiger Nachteile. 

2.3.1 Ausgangsbedingungen und Kontext

Transitionen werden verstanden als langfristige, 
komplexe Wandlungsprozesse gesell schaftlicher 
(Teil-)Systeme, die durch Politik beeinfl usst, aber 
nie exakt gesteuert werden können (Rotmans et 
al. 2001: 16). Solche Wandlungsprozesse bedür-
fen aus Persepktive des „Transition Management“ 
strukturelle Änderungen in gesellschaftlich-tech-
nischen Systemen als auch im sektoralen „Policy 
Regime“ – bestehend aus Institutionen, Politiken 
und Interaktionsmustern zwischen Akteuren 
(Kern/Howlett 2009: 392). Folglich haben Sub-
ventionen einen Einfl uss auf die Geschwindig keit 
von Transitionen. Sie können diese beschleuni-
gen oder bremsen. Durch die Einbeziehung um-
weltschädlicher Subventionen in langfristige 
Transitionsprozesse wird deren Abbau festge-
schrieben und es bietet sich zugleich die Möglich-
keit, innerhalb des Prozesses einen Interessen-
ausgleich mit den Subventions empfängern zu 
 erreichen. 

Der Vierte Niederländische Umweltpolitik-
plan formulierte 2001 die Erkenntnis, dass bedeu-
tende Umweltprobleme weniger durch Änderun-
gen bestehender Politiken, sondern nur durch 
systemische Innovationen und Änderungen in 
Technologie, Wirtschaft und soziokulturellen 
Faktoren gelöst werden können. Der anschlie-
ßende Reformprozess des Energiesektors etablier-

te unter Federführung des Wirtschaftsministe-
riums sechs Transi tions plattformen als Foren für 
Interessenvertreter (Smith/Kern 2009: 93). Deren 
Themen stellen ambitionierte Ziele z. B. zu Ener-
gie oder Landwirtschaft bis 2020 dar, zu deren 
Erreichung die Plattformen sogenannte Entwick-
lungspfade erarbeiten und mithilfe von konkre-
ten Testprojekten praktische Erfahrungen gene-
rieren (Smith/Kern 2009: 89).

2.3.2 Institutionalisierte Beteiligung von 
 wirtschaftlichen Interessen in den 
 Transitionsplattformen

Die Plattformen bieten eine vom üblichen Poli-
tikprozess abweichende Organisationsform und 
damit Vor- und Nachteile. Ihre alternative Zu-
sammensetzung aus Vertretern von Politik, Un-
ternehmen und Zivilgesellschaft ermöglicht es, 
etablierte Politiknetzwerke teil weise zu umgehen. 
Ihre Ausrichtung auf langfristig relevante Frage-
stellungen ermöglicht zudem einen Dialog zwi-
schen den verschiedenen Interessenvertretern 
darüber, wie langfristig Innovationsprozesse rea-
lisiert werden können. Dem liegt ein evoluto-
risches Technologie- und Politikverständnis zu-
grunde, bei dem politische Entscheidungen aus 
Dialogprozessen entstehen. Innovative Techno-
logien beispielsweise werden nach ihrem Markt-
potenzial bewertet und die verschiedenen Platt-
formen geben Empfehlungen an das Wirtschafts-
ministerium, wie etwa öffentliche Ausgaben für 
Forschung und Entwicklung verteilt werden. 
Durch den Dialog zwischen Politik und Unter-
nehmen in den Plattformen können gemeinsame 
Schwerpunkte identifi ziert werden. Private und 
öffentliche Ausgaben können aufeinander abge-
stimmt werden, was deren Effektivität erhöht 
(Smith/Kern 2009: 93). Auch Widerstände von 
Interessenvertretern gegen Politikziele können 
abgebaut werden, wenn diese am Transitionspro-
zess beteiligt sind. Gleichzeitig ist zu betonen, 
dass Transitionsplattformen langfristige Politik-
ziele nicht ersetzen können und ihre Steuerungs-
fähigkeit darauf begrenzt ist, zur Entwicklung 
von lang fristigen Transitionspfaden und deren 
 Implementation beizutragen.
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2.3.3 Potenziale und mögliche Probleme

Ein Beitrag zum Abbau umweltschädlicher Sub-
ventionen kann durch solche langfristig orien-
tierten Transitionsprozesse geleistet werden, in-
dem der Abbau zum Bestandteil von Transitions-
pfaden wird. Erkenntnisse aus der Innovations-
forschung zeigen, dass die Subventionierung von 
etablierten, umwelt schädlichen Industrien den 
Strukturwandel und Übergang zu innovativen, 
sauberen Technologien erschwert und langfristig 
ineffi zient ist (Aghion et al. 2009). Dadurch ver-
lieren gerade kurzfristig orientierte, umweltschäd-
liche Erhaltungs subventionen an Legitimität. Die 
niederländischen Transitionsplattformen können 
den zuständigen Ministerien Vorschläge über die 
Vergabe von öffentlichen Subventionen für For-
schung und Entwicklung geben. Dies erscheint 
als ein sinnvolles Instrument, der staatlichen 
 Förderstruktur eine langfristigere Perspektive zu 
geben.

Eine wichtige, kritische Beobachtung ist, 
dass die Plattformen in der Praxis von etablierten 
Unternehmen im Markt dominiert werden und 
die Artikulation ihrer Interessen eine breite ge-
sellschaftliche Debatte ersetzt. Das ist auch des-
halb der Fall, weil zivilgesellschaftliche Organi-
sationen in den Plattformen kaum vertreten sind 
(Kern/Howlett 2009: 394). Eine Folge dessen ist 
eine weniger langfristig orientierte Debatte über 
Energiepolitik, da beste hende Technologien, Poli-
tikansätze und Interessen und potenzielle Kon-
fl ikte langfristiger Ziele mit kurzfristigen Notwen-
digkeiten (z. B. wettbewerbsfähige Energiepreise) 
betont werden (Kern/Howlett 2009: 394). Diese 
Hürden wurden in den Niederlanden durch die 
Konsequenzen der parallel von 1998 - 2004 voll-
zogenen Liberalisierung im Energiesektor ver-
stärkt. Eine stärker auf kurzfristige Optimierung 
ausgerichtete Tagespolitik der Energie unter neh-
men war die Folge – mit geringeren Investitionen 
in langfristig effi ziente Zwecke (Kern/Howlett 
2009: 400). Die Fähigkeit und Bereitschaft der 
Unternehmen, zum Erreichen von langfristigen, 

nationalen Energiepolitikzielen beizutragen, wird 
dabei zusätzlich durch die zunehmende euro pä-
ische Verfl echtung von Energieversorgungsunter-
nehmen redu ziert. Insbesondere radikale Innova-
tionen, die kurzfristig nicht marktfähig sind, kom-
men unter Druck (Kern/Howlett 2009: 394ff.). 

Die konkurrierenden Ziele der Liberalisie-
rung und des Transitionsmanagements des Ener-
giesektors formulieren also widersprüchliche 
 Anforderungen an dessen Akteure. Während die 
Liberalisierung des Energiemarkts kurzfristige 
 Effi zienzinteressen bei den Energieversorgern in 
den Mittelpunkt rücken ließ, stellt das Transi-
tionsmanagement langfristige Ziele und Wand-
lungsprozesse in den Mittelpunkt des Interesses 
der beteiligten Akteure. Existierende Politikins-
trumente sind entweder auf das eine oder das an-
dere Ziel abgestimmt und geben so inkonsistente 
Anreize an die Akteure im Sektor.8

2.3.4 Erkenntnisse für den Subventionsabbau

Bestehende umweltschädliche Subventionen sind 
oft Ausdruck der Dominanz etablierter Interes-
sen. Transitionsplattformen haben das Ziel, den 
Fokus politischer Maßnahmen von einem kurz- 
auf einen langfristigen Horizont zu verschieben. 
Diese Dialogforen ermög lichen die Generierung 
von notwendigem Wissen und die Entwicklung 
gemeinsamer Agenden verschiedener Interessen-
vertreter, um ein gemeinsames Ziel – wie im kon-
kreten Beispiel die Transition des Energiesektors – 
zu erreichen. Transitionsmanagement trägt durch 
den Dialog dazu bei, bestehende, kurzfristig orien-
tierte Verteidigungskoalitionen aufzubrechen 
und Subventionen abzubauen, wenn diese den 
langfristigen Innovations zielen entgegenstehen 
und den Strukturwandel abbremsen. In den Dia-
logen bietet sich für Unternehmen früh die Mög-
lichkeit, langfristige technologische Ausrichtun-
gen zu be einfl ussen und öffentlichen Fehlinves-
titionen vorzubeugen, indem private und öffent-
liche Forschungsausgaben auf komplementäre 
Ziele ausgerichtet werden.

8 Kern/Howlett zeigen mehrere Beispiele dafür auf, dass vor der Liberalisierung verinbarte Politikinstrumente, die langfristige Ziele formu-
lierten, nach der Liberalisierung wieder eingestellt wurden, da sie mit kurzfristigen Interessen der Unternehmen nicht zu vereinbaren 
waren (voluntary green certifi cate scheme) oder als nicht mehr notwendig erachtet wurden (feed-in-tariffs) (Kern/Howlett 2009: 401f.).
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2.4 Umweltmediation – Alternative 
 Konfl iktlösungsmechanismen

Auch in Deutschland gibt es Erfahrungen in der 
Beteiligung nichtstaatlicher Akteure bei der Lö-
sung von Umweltkonfl ikten. Anfang der 1990er 
Jahre waren Standortentschei dungen für Abfall-
beseitigungsanlagen hoch umstritten. Wie wurde 
hier die Balance zwischen Einzel- und Allgemein-
interessen gefunden? Die damals entwickelten 
Beteili gungsformen könnten für Entscheidungen 
zum Subventionsabbau relevant sein. 

2.4.1 Ausgangsbedingungen und Kontext 
 des Beispiels Neuss

Unter dem Stichwort Mediation (Alternative Dis-
pute Resolution; ADR) werden Ansätze verstan-
den, die insbesondere stark politisierte Konfl ikte 
durch Diskurs und Versachlichung lösen sollen. 
Vergleichbar zu den Innovationsplattformen wird 
in dem Verfahren durch die Aufnahme von Inte-
ressenvertretern in den Diskurs versucht, gemein-
same Interessen aller zu identifi zieren und somit 
Konfl ikte zu reduzieren. 

Ein Beispiel, das wissenschaftlich intensiv 
begleitet und analysiert wurde, ist das Verfahren 
zum Abfallwirtschaftskonzept des Kreises Neuss 
(1991-1994). Hier soll das eigentliche Verfahren 
aber nur kurz erörtert werden, um die Bedingun-
gen, Restriktionen und Übertragungsmöglich-
keiten auf die nationale Ebene genauer zu unter-
suchen. In dem Verfahren ging es um die Kon-
fl iktlösung zu einem 1991 vorgelegten Entwurf 
eines Abfallwirtschaftskonzepts des Kreises Neuss, 
der bereits vor Veröffentlichung von Einwoh nern 
und Umweltverbänden heftig kritisiert wurde. 
Die politischen Entscheidungsträger willigten 
einem Mediationsverfahren ein, das Befürworter 
wie Gegner (Parteien, Verbände, Kirchen, Bürger-
gruppen) zu neun Verhandlungssitzungen (von 
März 1992 bis August 1993) zusammenführte, 
um einen konsensfähigen Entwurf zu fi nden 
(Weidner/Fietkau 1998). Nicht zu allen strittigen 
Fragen (vor allem den Kernthemen Müllverar-
beitungs technologie und Standort der Anlage) 
konnte ein Konsens gefunden werden, jedoch 

wurden Erfolge in vielen Teilbereichen erzielt 
(Holzinger 2001: 81). Bedeutender für die weitere 
Nutzung von Mediationsverfahren zur Lösung 
von Umweltkonfl ikten sind die Erkenntnisse, 
die über die Bedingungen eines erfolgreichen 
Verfahrens und dessen Restriktionen gewonnen 
werden konnten. 

2.4.2 Bedingungen und Restriktionen von   
 Mediationsverfahren

Äußere Restriktionen engen die Kompromiss-
fähigkeit der am Verfahren beteiligten Akteure 
bedeutend ein. Eine alternative Konfl iktlösung 
kann nur dann erfolgreich sein, wenn drei Bedin-
gungen gegeben sind: a) Es muss eine mögliche 
Schnittmenge zwischen den verschiedenen Inter-
essen geben, auf die sich alle einigen könnten; b) 
die einzelnen Repräsentanten müssen genügend 
Verhandlungsspielraum besitzen; c) es gibt keine 
Alternative abseits der Verhandlungslösung die 
per se von einem der Akteure bevorzugt wird 
(Holzinger 2000: 303). Besonders letztere Bedin-
gung ist a priori schwierig zu bewerten und ADR-
Mechanismen können durch ihr prozedurales 
Design Schnittmengen vergrößern und Kompro-
misse befördern. Weitere Potenziale von ADR 
 liegen darin, dass die Transparenz, insbesondere 
von umstrittenen Entscheidungen zu Umwelt-
konfl ikten, erhöht wird (Holzinger 2000: 304). 

Weitere Anwendungsbeispiele in Deutsch-
land mit umweltpolitischem Bezug zeigen eine 
gemischte Bilanz und unterstreichen die Bedeu-
tung der Kompromissbereitschaft der Akteure 
und Neutralität der Moderation. So endete der 
Dialog über nachhaltige Waldpolitik im Rahmen 
des nationalen Waldprogramms in Deutschland 
ohne konsensuale Ergebnisse aufgrund der Kritik 
von Umweltverbänden an dem Unwillen des 
 federführenden Bundesministeriums für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz zu 
konkreten Umweltschutzmaßnahmen. Im Rah-
men des Runden Tisches zur Pfl anzengenetik er-
fuhr die politische Führung durch BMBF und 
BMELV ähnlich viel Kritik durch beteiligte Um-
weltverbände, die die mangelnde Dialogbe-
reitschaft der Bundesregierung kritisierten. 
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2.4.3 Mögliche Anwendung in der Atompolitik

Ein Mediationsverfahren zur Frage der Endlager-
suche und der Beteiligung der Atomkraft betreiber 
an dessen Finanzierung könnte einen wichtigen 
Beitrag zum Abbau indirekter Subventionen leis-
ten. Ein Vergleichsbeispiel ist der Prozess der 
Tiefenlager suche in der Schweiz, bei dem Stand-
orte für ein Endlager für schwach-, mittel- und 
hochradioaktive Abfälle gesucht werden. Dessen 
Verfahren sehen neben der technischen Bewer-
tung der Suche ausgedehnte Informationsrechte 
für deutsche Akteure (BMU, Länder und angren-
zende Gemeinden) als auch Mitwirkungsrechte 
für betroffene Regionen in der Schweiz und 
Deutschland vor (Schweizer Bundesamt für Ener-
gie 2009). In 2010 wurden sechs mögliche Stand-
orte identifi ziert und die Bewertungskriterien in 
einem Gutachten ver öffentlicht. Es erfolgte eine 
„dreimonatige Anhörung bei Kantonen, Nach-
barstaaten, Parteien und Organisationen“ bevor 
2011 eine Entscheidung zur Einengung und 
vertieften Erforschung von Standorten beginnt 
(Schweizer Bundesamt für Energie 2010). 

Gerade aufgrund der Schwächen der bishe-
rigen Atompolitik in Deutschland im Bereich der 
Intransparenz von Entscheidungsprozessen und 
der starken Polarisierung der Endlager frage zu 
diesem Thema, besäße ein Mediationsverfahren 
das Potenzial, einen Beitrag zur Problem lösung 
zu leisten (Holzinger 2001: 72). Das von Bundes-
umweltminister Norbert Röttgen betonte Interes-
se eines breiteren Dialogs zur Endlagerfrage un-
terstreicht eine grundsätzliche Bereitschaft zu 
 offenen Entscheidungsprozessen. Es betont auch 
das stra tegische Interesse der politischen Akteure, 
eine langfristige Lösung zu fi nden. Eine breiter 
angelegte Fragestellung eines Mediationsver-
fahrens könnte durch die Aufnahme weiterer 
Aspekte – etwa der „versteckten Subventionen“ 
im Bereich der Deckungs vorsorge und Rückstel-
lungen – die Verhandlungsmasse zwischen den 
politischen Akteuren erhöhen und konsensuale 
Lösungen in Teilgebieten herbeiführen (Berg et al. 
2008: 18f.). 

2.4.4 Erkenntnisse für den Subventionsabbau

Mediationsverfahren sind als Instrumente zur 
Konfl iktlösung insbesondere bei stark politisier-
ten Themen geeignet, da das offene Format und 
die Gleichstellung der beteiligten Akteure einer 
Sachorientierung in der Bewertung eines Konfl iktes 
dient. Zentral für den Erfolg einer Mediation ist 
die realistische Erwartungshaltung im Vorfeld bei 
allen beteiligten Akteuren. Die Konstruktion des 
Mediationsthemas und das Mandat eines Verfah-
rens muss es zumindest theoretisch ermöglichen, 
dass zwischen den beteiligten, divergierenden 
 Interessen Kompromisse in Form gemeinsamer 
Schnittmengen erreichbar und nicht von vorn-
herein durch die externen Beschränkungen der 
handelnden Akteure ausgeschlossen sind. Mit 
dem prinzipiellen Beschluss zum Atomausstieg 
wurde das Thema teilweise entpolarisiert und 
 zugleich ein Handlungsfenster für die Endlager-
frage geöffnet.

2.5 Steinkohlesubventionen in 
 Deutschland

2.5.1 Ausgangsbedingungen und Kontext

In diesem Abschnitt soll eine kurze Betrachtung 
und Analyse der Subventionspolitik bezüglich 
der deutschen Steinkohle erfolgen. Der Fall wird 
diskutiert, weil er die politischen Schwierigkeiten 
des Abbaus von Subventionen zeigt, die über 
Jahrzehnte ein Abhängigkeitsverhältnis geschaf-
fen haben. Die Analyse beschränkt sich auf eine 
kursive Darstellung der letzten 15 Jahre und das 
Subventionsinstrument der Absatzbeihilfen. 

Die öffentlichen Ausgaben zur Sicherung des 
Steinkohleabsatzes im Zeitraum von 1950 bis 
2008 betrugen kumuliert insgesamt rund 288 
Milliarden Euro (Meyer et al. 2010). Die Absatz-
zuschüsse für Steinkohle erreichten Mitte der 
1990er Jahre neue Höchststände aufgrund des 
stetigen Auseinanderdriftens der Preise auf dem 
Weltmarkt und den Kosten der inländischen 
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Kohleproduktion (Frondel et al. 2007a: 3808; 
Frondel et al. 2007b: 3; FÖS 2010: 40f.). Die Kritik 
der schwarz-gelben Bundesregierung an den 
Subventionen verschärfte sich zunehmend. Die 
1997 beschlossene Kohlevereinbarung bildete 
den Rechtsrahmen für einen vorgezogenen Sub-
ventionsabbau, der eine Halbierung bis 2005 auf 
ein Niveau von 2,7 Milliarden Euro vorsah (UBA 
2003: 2).9 2007 wurde von der großen Koalition 
der Entwurf des Steinkohlefi nanzierungsgesetzes 
vorgelegt, der einen langsamen, aber kompletten 
Abbau der Subventionen bis 2018 vorsah. 

2010 fasste die schwarz-gelbe Regierung die 
Entscheidung, die Revisionsklausel, die eine Neu-
bewertung der Subventionen im Jahr 2012 er-
möglicht hätte, aus dem Gesetz zu streichen. Da-
mit kam die Bundesregierung Forderungen der 
Europäischen Kommission entgegen, die Subven-
tionen bereits 2014 auslaufen zu lassen. Dieser 
Beschluss wurde jedoch von der IG Bergbau, Che-
mie und Energie und der nordrhein-westfälischen 
Ministerpräsidentin Kraft kritisiert und eine Be-
teiligung des Bundesrates angemahnt (Handels-
blatt 2010). Am Ende wurden die Subventionen 
auch von der Europäischen Kommission bis 2018 
genehmigt.

2.5.2 Internationale Einfl ussfaktoren

2002 trat die neue Beihilfenverordnung der Euro-
päischen Union in Kraft, welche die Subventio-
nen hinsichtlich ihrer Vereinbarkeit mit dem ge-
meinsamen europäischen Markt prüft. Das Ziel 
der europäischen Beihilfenpolitik ist es, das all-
gemeine Subventionsniveau zu senken und die 
Subventionen so auszugestalten, dass sie den 
Wettbewerb nicht behindern (Lübbig 2009: 9f.). 
Gegenüber den deutschen Steinkohlesubventio-
nen bezog die Kommission keine harte Position: 
Ihre im Sommer 2010 getroffene Entscheidung, 
die Steinkohlebeihilfen nur bis 2014 zu geneh-
migen, wurde – aufgrund des Gegenangebotes 
Berlins, die Revisionsklausel zu streichen – zu-

rückgenommen und dem Bestand der Subventio-
nen bis 2018 zugestimmt.

International vergleichende Analysen der 
OECD oder der Internationalen Energieagentur 
kamen zu übereinstimmenden Ergebnissen, dass 
die Subventionen für die Steinkohle im Vergleich 
mit anderen Ländern sehr hoch ausfallen und ei-
nen großen Beitrag zum hohen Anteil umwelt-
schädlicher Subventionen leisten (UBA 2003: 3). 
Diese Argumente wurden in der nationalen De-
batte zwar wahrgenommen, hatten aber bei den 
Verantwortlichen kaum Einfl uss auf deren Ent-
scheidungen.

2.5.3 Verteidigungsargumente und -koalitionen

Zwei Argumente wurden von den Befürwortern 
der Kohlesubventionen in das Zentrum der na-
tionalen Debatte gestellt: das arbeitsmarkt- und 
regionalpolitische Argument kurzfristiger Arbeits-
platzverluste in einer strukturschwachen Region 
und die Versorgungssicherheit und die Befürch-
tung, dass damit eine De-Industrialisierung 
Deutschlands einhergehen würde. Mit diesen 
 Argumenten forderte Ex-Wirtschaftsminister Wer-
ner Müller noch im September 2004 den Neubau 
von Zechen unter staatlicher Risikobe teiligung 
und Erhöhung des Steinkohleanteils im deut-
schen Strom-Mix (Stern 2004).

Ökonomische und ökologische Bewertungen 
anderer Institute kamen vor und nach 2005 zu 
ähnlichen Erkenntnissen, nämlich dass die Fort-
führung „sowohl ökonomisch als auch ökolo-
gisch schädlich“ sei und ein Ende der Subven-
tionierung keinesfalls Arbeitsplatzverluste bedeu-
ten muss (Frondel et al. 2007b; UBA 2003). Das 
Umweltbundesamt berechnete bereits 2002, dass 
eine Umwidmung der Subventionen in Investi-
tionen in erneuerbare Energien oder die energe-
tische Gebäudesanierung innerhalb von fünf 
 Jahren zu mehr Arbeitsplätzen bei reduzierten 
CO2-Emissionen führen würde (UBA 2003).10 
Gleichzeitig sei eine Verlängerung der Subventio-

9 Neben direkten Beilhilfen – das sind u. a. Absatzbeihilfen in Höhe von 1,8 Milliarden Euro, Anpassungsgelder in Höhe von 121 Millio-
nen Euro und Finanzhilfen des Landes Nordrhein-Westfalen in Höhe von 516 Millionen Euro – profi tierte die Industrie weiterhin von 
Steuerermäßigungen und -befreiungen in Höhe von 2,3 Milliarden Euro (Vgl. BMF 2010, Landtag Nordrhein-Westfalen 2007). 

10 Dies wird auch dadurch unterstrichen, dass für jeden der 30.384 Arbeitsplätze (Stand 2008) im deutschen Steinkohlebergbau jährlich im 
Durchschnitt 154.000 Euro an Subventionen gezahlt wurden (vgl. Statistik der Steinkohlewirtschaft e.V. 2010b).
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nen strukturpolitisch ein Fehler, da dies qualifi -
zierte Arbeitskräfte in nicht wettbewerbsfähigen 
bergbaulichen Tätigkeiten hält, sie anderen Un-
ternehmen entzieht und den Strukturwandel 
bremst (Frondel et al. 2007b: 3f.). 

Entgegen diesen inhaltlichen Argumenten 
wurden die Subventionen für die Steinkohle je-
doch beibehalten und endgültig bis 2018 gesi-
chert. Einer der Gründe ist in den engen Netz-
werken zwischen politischer Ebene und verschie-
denen Interessenvertretern (Energieverbände, 
Gewerkschaften) zu sehen (Dohmen and Sauga 
2005). Aufgrund der starken Identifi kation der 
SPD und der IG BCE mit dem Erhalt der Arbeits-
plätze des Sektors und der heraus ragenden Posi-
tion des Landes Nordrhein-Westfalen sind An-
sätze des Subventionsabbaus unter Führung einer 
schwarz-gelben Regierung auf Bundesebene stets 
auf diese mächtige und motivierte Verteidigungs-
koalition getroffen. Der zeitlich nahegelegene 
Wechsel der jahrzehntelang von der SPD domi-
nierten Landesregierung in Nordrhein-Westfalen 
und im Saarland hin zur CDU hat auch wesent-
lich dazu beigetragen, dass die Subventionen 
begrenzt werden konnten. Gleichzeitig wurden 
andere Interessen mithilfe anderer Förderungen 
(Ausnahmen von der Ökosteuer, Förderungen in 
Form der Einspeise vergütung) in diese langfris-
tigen Energiekompromisse eingebunden, sodass 
ein Interesse bestand, diese beizubehalten.

2.5.4 Erkenntnisse für den Subventionsabbau

Der letzte diskutierte Fall ist ein klassisches Bei-
spiel dafür, warum sich der Abbau umweltschäd-
licher Subventionen in Deutschland schwierig 
gestaltet und oft nur über langfristige Kompro-
misse lösbar ist. Die Förderung der deutschen 
Steinkohle zeigt, dass in diesem Fall lange Zeit 
kein Erkenntnisproblem hinsichtlich des Subven-
tionsabbaus bestand, sondern ein Implementations-
problem. Zentral für die Erklärung ist die Stärke 
und Positionierung einer Verteidigungskoalition mit 
exzellentem Zugang zu und Verfl echtungen mit 
politischen Interessenvertretern. Aufgrund des-
sen, dass der Abbau der Steinkohle subventionen 

eher als singuläres Thema – und nicht im Kontext 
der Anforderungen einer langfristigen Energie-
politik – diskutiert wurde, konnte das Gegen-
argument des möglichen kurzfristigen Verlustes 
an Arbeitsplätzen benutzt werden, um diese Plä-
ne zu verhindern bzw. herauszuzögern.

2.6 Fazit

Die diskutieren Fallbeispiele zeigen eine Vielfalt 
von Ansätzen zum Abbau bzw. der Reform von 
Subventionen, um deren negative externe  Effekte 
zu reduzieren. Sie unterstreichen, dass ein kurz-
fristiger Abbau möglich ist, wenn sich politische 
Handlungs fenster öffnen. Der „Normalfall“ des 
Subventionsabbaus sind mittel- bis langfris tige 
Abbau- und Umgestaltungsprozesse, bei denen 
die Subventionsbetrachtung nicht singulär erfolgt, 
sondern in breitere Kontexte eingebettet wird, in 
denen dann ein Interessenausgleich der beteiligten 
Akteure und eine Neuausrichtung auf gemeinsam 
vereinbarte Ziele erfolgen kann. Die Einbezie-
hung externer Akteure fördert eine umfassendere 
und transparentere Wissensbasis politischer Ent-
scheidung. Das Beispiel der Steinkohlesubven-
tionen in Deutschland unterstreicht die Schwie-
rigkeiten des Subventionsabbaus, die durch die 
enge Verknüpfung politischer und wirtschaft-
licher Interessen erzeugt werden. Es unterstreicht, 
dass eine isolierte Betrachtung einen  Abbau bzw. 
eine Neuausrichtung von Subventionen erschwert 
und die Akteure stärkt, die ein Interesse an der 
Beibe haltung einer Subvention haben.

Regelmäßig wird in den politischen Ausein-
andersetzungen auch das Argument geäußert, ein 
einseitiger Subventionsabbau könnte hierzulan-
de zu Wettbewerbsnachteilen führen, wenn ver-
gleichbare Subventionen andernorts fortbeste-
hen. Daher wird ein „level playing fi eld“, ein 
fair ausgestalteter Ordnungsrahmen angemahnt. 
Welche internationalen Arenen und Organisatio-
nen können dafür genutzt werden? Im folgenden 
Kapitel untersuchen wir verschiedene Ansatz-
punkte, die genutzt werden könnten, um die na-
tionalen Prozesse zu unterstützen. 
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Sowohl die Europäische Union und die Welthan-
delsordnung als auch Politikprozesse in der OECD 
und G20 bilden in dreifacher Hinsicht einen 
wichtigen Rahmen für nationale Politik: 1) als 
Treiber zum Abbau von umweltschädlichen und 
wettbewerbsverzerrenden Subventionen, 2) als 
Limitation möglicher Kompensationen für den 
Subventionsabbau und 3) als Handlungsebene, 
um mögliche Wettbewerbsnachteile auszuglei-
chen, die im Falle eines Subventionsabbaus ent-
stehen könnten. Im Folgenden wird ein Überblick 
über diesen Rahmen und die, für die Frage des 
Abbaus umweltschädlicher Subventionen, maß-
geblichen Politikprozesse gegeben.

3.1 Europäische Union

3.1.1 Politikziel Abbau umweltschädlicher
 Subventionen auf EU-Ebene

Die EU spielt als Akteur und Handlungsebene 
aufgrund ihrer ausgeprägten Regelungs kompe-
tenz und der großen Regelungsdichte des euro pä-
ischen Rechts bei Handels- und Wettbewerbsfra-
gen im Zusammenhang mit dem Subventions-
abbau eine besondere Rolle. Dabei üben die eu-
ropäischen Institutionen und das europäische 
 Regelwerk in allen drei in diesem Kapitel betrachte-
ten Aspekten – als Treiber des Subventionsabbaus, 
als Limitation möglicher Kompensationsmaßnah-
men und als Handlungsebene für den Aus gleich 
mög licher Wettbewerbsnachteile – Einfl uss auf 
die Politik des Subventionsabbaus aus.

Als (potenzieller) Treiber der Rückführung 
umweltschädlicher Subventionen können die 
 Europäische Kommission und der Europäische 
Rat vor allem durch politische Initiativen die 

Agenda der Mitgliedsstaaten beeinfl ussen und 
politische Ziele für den gesamten europäischen 
Raum setzen. Die EU bemüht sich seit Beginn des 
letzten Jahrzehnts, durch staatliche Einnahmen- 
und Ausgabenpolitik die Anreize für eine nachhal-
tige Wirtschaft zu verbessern. Der Subventionsab-
bau ist mittlerweile in einer Reihe politischer Pro-
gramme und Strategien als Ziel fest verankert, 
darunter das 6. Umweltaktionsprogramm (2002), 
die EU-Strategie für nachhaltige Entwicklung 
(2006), das Grünbuch über marktwirtschaftliche 
Instrumente für umweltpolitische und damit 
 verbundene Ziele (2009) und die Europa-2020-
Strategie, die 2010 als Nachfolgerin der Lissa bon-
Strategie verabschiedet wurde. 

In der EU-Strategie für nachhaltige Entwick-
lung von 2006 heißt es bereits ganz konkret: „Die 
Mitgliedsstaaten sollten sicherstellen, (...) dass 
Subventionen in Übereinstimmung mit dem Ver-
trag und in einer mit den Zielen der nachhaltigen 
Entwicklung vereinbaren Art und Weise einge -
setzt werden“ (Europäische Kommission 2005b). 
Darüber hinaus fordert der Rat die Kommission 
darin auf, bis 2008 eine Roadmap für den Abbau 
umweltschädlicher Subventionen zu entwickeln, 
die sektorspezifi sche Ziele defi niert und eine 
 Methodologie für regelmäßige Berichterstattung 
und Überprüfung des Fortschritts der Mitglieds-
staaten durch den Rat schafft. Diese Forderung 
wurde vom Rat seither mehrfach wiederholt, zu-
letzt bei seiner Sitzung im Dezember 2010 (Euro-
päischer Rat 2010a). Als erster Schritt in dieser 
Richtung wurde von der Generaldirektion Um-
welt in den vergangenen Jahren zwar bereits eine 
Methodik zur Identifi zierung, Bewertung und 
Quantifi zierung von umweltschädlichen Subven-
tionen entwickelt (IEEP et al. 2007; Valsecchi et 
al. 2009). Der wiederholten Aufforderung durch 

3. Europäische und internationale Handlungsnotwendigkeiten 
 und -möglichkeiten
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den Rat, eine Roadmap mit konkreten sektoralen 
Abbauzielen auszuarbeiten, wurde von der Kom-
mission allerdings bislang nicht befolgt. 

Die Kommission verweist stattdessen darauf, 
dass sie das Ziel des Subventionsabbaus zuneh-
mend in Form eines Mainstreaming in ihren sek-
toralen Politikfeldern berücksichtigt (Europäische 
Kommission 2009). So spielten aktuell umwelt-
politische Ziele eine Rolle in der Gemeinsamen 
Landwirtschaftspolitik, der Gemeinsamen Fische-
reipolitik und in der Greening-Transport-Initia-
tive der Kommission. Dieser Mainstreaming-An-
satz ist allerdings weiterhin nicht an konkreten 
Zielsetzungen orientiert, die periodisch überprüf-
bar sind, und bezieht insbesondere nur umwelt-
schädliche Subventionen ein, die von der EU im 
Rahmen ihrer supranationalen Kompetenzen ge-
währt werden. Der Subventionsabbau auf Ebene 
der Mitgliedsstaaten, für den in der Roadmap 
auch Ziele und Überprüfungsmodalitäten festge-
legt werden sollten, ist in diesem Ansatz jedoch 
nicht berücksichtigt. Dadurch füllt die Kommis-
sion ihre Rolle als Reformtreiber hier nicht im 
möglichen und offensichtlich auch vom Rat ge-
wünschten Umfang aus. Die Kommission scheint 
die Idee der Roadmap inzwischen aufgegeben zu 
haben und sich stattdessen auf einen neu zu schaf-
fenden Überprüfungsmechanismus im Rahmen 
der Europa-2020-Strategie zu konzentrieren11.

3.1.2 Europa-2020-Strategie

Die aktuelle Strategie Europa 2020, die „intelli-
gentes nachhaltiges und integratives Wachstum“ 
EU-weit sicherstellen soll, enthält ganz explizit 
einen Aufruf an die Mitgliedsstaaten, „umwelt-
schädliche Subventionen mit Ausnahme solcher 
für sozial benachteiligte Bevölkerungskreise, aus-
laufen zu lassen“ (Europäische Kommission 
2010). Für die Implementierung der Strategie 
 sollen ihre Ziele in fünf neuen integrierten Leit-
linien verankert werden. Die Kommission hat 
im April 2010 Vorschläge für diese Leitlinien und 
 deren Überwachung erarbeitet (Europäischer 
Rat 2010b). 

Zwei dieser neuen Leitlinien bieten konkrete 
Ansatzpunkte für die Kommission in der Zukunft 
noch stärker als Treiber des Abbaus umweltschäd-
licher Subventionen zu wirken. Die Leitlinie 1 
(Gewährleistung der Qualität und langfristigen 
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen) fordert 
die Mitgliedsstaaten auf, Strategien zur Konsoli-
dierung ihrer Haushalte auf der Grundlage des 
Stabilitäts- und Wachstumspakts umzusetzen. Die 
zu ergreifenden Maßnahmen „sollten nach Mög-
lichkeit mit Maßnahmen zur ‚wachstumsfreund-
licheren‘ Gestaltung des Steuersystems verbun-
den werden, indem die Steuerlast vom Faktor 
 Arbeit stärker beispielsweise auf umweltschädli-
che Tätigkeiten verlagert wird“. In Leitlinie 5 
(Verbesserung der Ressourceneffi zienz und Abbau 
der Treibhausgasemissionen) wird explizit das 
übergeordnete Ziel zum Abbau umweltschädli-
cher Subventionen aus der Europa-2020-Strategie 
wiederholt: Die Mitgliedsstaaten „sollten um-
weltgefährdende Subventionen auslaufen lassen 
und eine faire Verteilung ihrer Kosten und Nut-
zen sicherstellen, wobei Ausnahmen auf sozial 
Bedürftige beschränkt bleiben müssten“ (Euro-
päischer Rat 2010b). Aufbauend auf der Überwa-
chungstätigkeit der Kommission und des Rates in 
Bezug auf den Stabilitäts- und Wachstumspakt 
soll der Rat einmal jährlich eine Gesamtbewer-
tung der auf Mitgliedsstaatenebene erfolgten 
Fortschritte bei der Umsetzung dieser Leitlinien 
vornehmen. Die Mitgliedsstaaten berichten dazu 
zeitgleich mit ihrer Berichterstattung zum Stabili-
täts- und Wachstumspakt. Werden die Leitlinien 
nicht in angemessener Weise umgesetzt, können 
politische Warnungen ausgesprochen werden. 

Die hier beschriebenen politischen Initiati-
ven der europäischen Institutionen haben so in 
jedem Fall bereits dazu beigetragen, das politische 
Ziel des Abbaus umweltschädlicher Subventionen 
auch auf Ebene der einzelnen Mitgliedsstaaten 
fest auf der politischen Agenda zu verankern. Die 
Bestrebungen, diesbezügliche Ziele in Form einer 
Roadmap auch konkret festzuschreiben und den 
Fortschritt der Mitgliedsstaaten auf dieser Grund-
lage überwachen zu können, hatten zwar bislang 

11 Briefwechsel zwischen Green Budget Europe und Kommissar Potocnik, 4. November 2010 
 (http://www.foes.de/pdf/Mr%20Potocnik%20%20Reform%20of%20Env%20harmful%20subsidies.pdf).
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keinen Erfolg. Im Rahmen der weiteren Ausge-
staltung und Operationalisierung der Europa-
2020-Strategie besteht nun jedoch ein neuer An-
satzpunkt, Abbauschritte der Mitgliedsstaaten 
verbindlich und überprüfbar zu machen. 

3.1.3 EU-Beihilfenrecht

Besonders umfassenden Einfl uss auf die Gestal-
tung von Subventionen in den Mitglieds staaten 
hat das EU-Beihilfenrecht, das umfassende Regeln 
für die Zulässigkeit und Ausgestaltung von staat-
lichen Subventionen aufstellt. Im Kern ist die 
 EU-Beihilfenkontrolle auf die Verhinderung oder 
Abschaffung staatlicher Interventionen gerichtet, 
die einen ansonsten funktionsfähigen Wettbe-
werb zu verzerren drohen. Art. 108 Abs. 3 AEUV 
legt fest, dass jegliche staatliche Beihilfen (also 
vor allem staatliche Subventionen) vor ihrer Ein-
führung bei der Kommission anzumelden sind 
und genehmigt (notifi ziert) werden müssen. Die 
Beihilfenkontrolle der EU ist in erster Linie ein 
wichtiges Instrument zur Begrenzung von Sub-
ventionen und Wettbewerbsverzerrungen und 
wirkt so hilfreich auf gleiche Wettbewerbsbedin-
gungen hin. In Bezug auf Umweltschutzmaß-
nahmen hingegen ist das Beihilfenrecht ein am-
bivalentes Instrument. 

Auf der einen Seite wird durch das Beihilfen-
recht mitunter die staatliche Förderung von um-
weltpolitisch gewünschten Innovationen behin-
dert. Auch wirkt die Anforderung, möglichst kei-
ne Steuerermäßigungen zu gewähren, insbeson-
dere für Staaten, die in eine Ökologische Steuer- 
und Finanzreform einsteigen wollen, häufi g als 
Hemmnis, da solche Maßnahmen aus politischen 
Gründen oftmals am Anfang das Mittel sind, um 
Widerstände gegen die Besteuerung von Energie 
oder Ressourcen zu überwinden. Auf der anderen 
Seite wirkt das Beihilfenrecht gerade durch das 
Verbot von wettbewerbsverzerrenden Steuerer-
leichterungen als Treiber für den Abbau umwelt-
schädlicher Subventionen. So sind die Energie-
steuerausnahmen für das produzierende Gewer-
be, die in Deutschland den Weg in die Ökologi-
sche Steuerreform erleichtert haben, von der 
Kom mission in ihrer jetzigen Ausgestaltung bis 
Ende 2012 genehmigt. Die Kommission hat bei 

ihrer Geneh migung ausdrücklich darauf hinge-
wiesen, dass die Steuerausnahmen „vorüberge-
hend und grundsätzlich degressiv sein müssen, 
um einen Anreiz zur Herabsetzung der Umwelt-
belastungen oder zum beschleunigten, rationel-
leren Einsatz von Ressourcen darzustellen“ (Euro-
päische Kommission 2000). Gleichzeitig hat die 
Kommission 2005 mit einem Aktionsplan eine 
Reform in die Wege geleitet, die durch „weniger 
und zielge rechtere“ Beihilfen die Verlagerung von 
der För derung einzelner Unternehmen oder Sek-
toren hin zur Verfolgung horizontaler bzw. sek-
torübergreifender Ziele sicherstellen soll – darun-
ter auch ein stärkerer Beitrag zum Umweltschutz 
(Europäische Kommission 2005a). Unter anderem 
wurden dabei die Leitlinien für staatliche Um-
welt schutz beihilfen weiterentwickelt, sodass be-
stimmte  Fördermaßnahmen für Umwelttechno-
logien und Ökoinnovationen von Annahme- und 
Genehmigungspfl ichten für staatliche Beihilfen 
befreit werden können.

3.1.4 Steuerharmonisierung

Ein weiteres politisches Instrument – über die be-
schriebenen politikfeldübergreifenden Strategien 
hinaus –, den Abbau umweltschädlicher Subven-
tionen voranzubringen, steht der EU in Form ih-
rer (wenn auch begrenzten) Kompetenzen in der 
Steuerpolitik zur Verfügung. Die EU erhebt zwar 
(bislang) keine eigenen Steuern und hat nur eng 
begrenzte Möglichkeiten, auf die Steuerpolitik ih-
rer Mitgliedsstaaten Einfl uss zu nehmen. Den-
noch hat es in den vergangenen Jahren in einigen 
Politikbereichen Bestrebungen gegeben, ein Min-
destmaß an Harmonisierung in Steuerfragen her-
beizuführen. Vor allem die 2004 verabschiedete 
Energiesteuerrichtlinie stellt hier einen entschei-
denden Schritt dar. Konzipiert ursprünglich, um 
den durch unterschiedliche Mineralölsteuersätze 
in EU-Mitgliedsstaaten entstandenen „Tanktou-
rismus“ zu bekämpfen, schreibt sie seither Min-
deststeuersätze für alle Energieprodukte in den 
Mitgliedsstaaten der EU fest. 

Die bei Steuerfragen notwendige Einstim-
migkeit bei Beschlussfassungen im Rat hat zwar 
dazu geführt, dass die festgelegten Mindeststeuer-
sätze auch nach einer Anpassung 2006 nach wie 
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vor wenig anspruchsvoll gestaltet sind. Dennoch 
hat die Richtlinie bereits dazu geführt, dass Mit-
gliedsstaaten, in denen bislang sehr geringe oder 
gar keine Steuern auf Energieprodukte erhoben 
wurden, diese anheben oder neu einführen 
mussten und damit eine zusätzliche Hürde für 
Steuervergünstigungen, die Subventionstatbe-
stände darstellen, für die Mitgliedsstaaten ge-
schaffen wurde. 

Auch Deutschland musste seine Energie-
steuern aufgrund der Richtlinie dahingehend 
nachbessern, dass mit Einführung des Energie-
steuergesetzes 2006 nunmehr auch der Einsatz 
von Kohle für Heizzwecke besteuert wurde. Auf 
diese Weise stellt die Richtlinie einen wichtigen 
Beitrag zum Ausgleich von Wettbewerbsver-
zerrungen zwischen den Mitgliedsstaaten auf-
grund unterschiedlicher Besteuerungs- bzw. 
Subventionierungs niveaus dar. Die Richtlinie ist 
daher ein wichtiger Hebel, den Abbau umwelt-
schädlicher Subventionen voranzutreiben, ohne 
dass dabei Wettbewerbsnachteile zwischen ein-
zelnen Mitgliedsstaaten entstehen. Eine Revision 
der Energiesteuerrichtlinie ist für das erste Halb-
jahr 2011 vorgesehen. Es wäre wünschenswert, sie 
bei diesem Anlass zu einem stärker umwelt-
politisch ausgerichteten Instrument zu machen 
(Paleokrassas 2009). 

3.1.5 Grenzausgleich

Ein weiteres (potenzielles) politisches Instrument, 
mit dem auf Ebene der EU Wett bewerbsnachteile 
durch den Abbau umweltschädlicher Subven-
tionen ausgeglichen bzw. verhindert werden 
 können, ist ein Grenzausgleich für Mehrkosten 
durch Umweltschutz instrumente an den EU- 
Außengrenzen. Dieser Vorschlag wurde von der 
französischen Regierung 2006 erstmals in die 
 politische Diskussion auf EU-Ebene im Kontext 
der internationalen Klimaschutzpolitik einge-
bracht. Ein Grenzausgleich soll Mehrkosten, die 
in der inländischen Produktion durch ökono-
mische Umweltschutzinstrumente entstehen 
und denen Importgüter nicht ausgesetzt sind, 
durch Zahlungen in Form von Steuern auf Im-
portgüter ausgleichen. Importe würden äquiva-

lent zu inländischen Produkten belastet, sodass 
eventuell bestehende Wettbewerbsnachteile aus-
geglichen werden könnten. In der konkreten Dis-
kussion der vergangenen Jahre geht es um den 
Ausgleich von Belastungen der europäischen In-
dustrie aufgrund des Europäischen Emissions-
handelssystems und den in den verschiedenen 
Mitgliedsstaaten erhobenen Energiesteuern mit 
dem Ziel, die Abwanderung dieser Unternehmen 
in Regionen mit niedrigeren Belastungen des 
CO2-Ausstoßes (carbon leakage) zu verhindern. 

Die Erhebung eines Grenzausgleichs auf 
EU-Ebene würde daher unter anderem den Abbau 
der in Deutschland für die Industrie gewährten 
Subventionen durch umfangreiche Energiesteuer-
maßnahmen ermöglichen, die momentan mit 
der Wahrung der internationalen Wettbewerbsfä-
higkeit begründet werden. Auf diese Weise würde 
ein Grenzausgleich ein sehr mächtiges Instru-
ment zum Ausgleich von Wettbewerbsnachteilen 
darstellen, die durch den Abbau umweltschäd-
licher Subventionen (hier in Form von Energie-
steuerermäßigungen) entstünden. Die Einfüh-
rung eines solch umfangreichen Grenzausgleichs 
wäre bislang international einmalig. Erste Erfah-
rungen in kleinerem Maßstab gibt es allerdings 
bereits in den USA mit einem Grenzausgleich für 
Steuern auf ozonschädigende Substanzen. Die 
Umsetzung durch einen politischen Beschluss 
des Rates ist bislang allerdings an der mangelnden 
Einigkeit der Mitgliedsstaaten – unter anderem auf-
grund von nicht endgültig ausgeräumten Beden-
ken bezüglich der Verein barkeit eines solchen 
Grenzausgleichs mit den Regeln des internatio-
nalen Freihandels – gescheitert (Berg et al. 2008).

3.2 OECD

Die Organisation für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (OECD) ist in erster Linie 
ein Forum, in dem die Mitgliedsstaaten wirt-
schaftspolitische Erfahrungen austauschen und 
Lösungen für gemeinsame Probleme erarbeiten. 
Ziel der Organisation ist es, auf diese Weise einen 
Beitrag zu hoher Beschäftigung, steigendem 
 Lebensstandard und allgemeinem Wirtschafts-
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wachstum beizutragen (OECD 1960). Das Mandat 
der OECD ist sehr weit und umfasst mit Ausnah-
me der Verteidigungspolitik fast alle Politikbe-
reiche. Anders als andere internationale Organi-
sationen kann die OECD allerdings nicht durch 
verbindliche Entscheidungen auf das Verhalten 
ihrer Mitgliedsstaaten einwirken. Ihre Tätigkeit 
besteht vielmehr in der Identifi zierung von Good 
Practices und dem Aussprechen von Empfehlun-
gen. Wichtigste Instrumente der OECD sind dem-
entsprechend gemeinsam erarbeitete Standards, 
Richtlinien und Benchmarks. Insofern nimmt 
sie in Bezug auf den Abbau umweltschädlicher 
Subventionen (wie auch auf alle anderen Politik-
bereiche, in denen sie aktiv ist) also in erster eine 
Rolle als Reformtreiber ein. 

Die OECD hat sich dem Thema umwelt-
schädliche Subventionen erstmalig Anfang des 
vergangenen Jahrzehnts in der OECD-Umwelt-
strategie angenommen. Im Rahmen der Strategie 
kamen die OECD-Umweltminister überein, um-
weltschädliche Subventionen und Steuerver-
günstigungen zugunsten von Landwirtschaft und 
Energie bis zum Jahr 2010 schrittweise abzubauen 
bzw. zu reformieren und darauf hinzuarbeiten, 
dass die Preise für Umweltgüter und -dienstleis-
tungen deren wahren Wert widerspiegeln – so 
z. B. bei der Preisgestaltung für den Straßenver-
kehr –, und Anliegen im Zusammenhang mit der 
biologischen Vielfalt bei Raumordnungsmaß-
nahmen sowie in der Wirtschafts-, Sektor- und 
Finanzpolitik zu berücksichtigen (OECD 2001). 

Darauf aufbauend hält die OECD seit 2002 
regelmäßige Expertenworkshops ab, um die Dis-
kussion um den Abbau umweltschädlicher Sub-
ventionen voranzubringen. Damit hat die OECD 
im Verlauf des vergangenen Jahrzehnts einen 
 erheblichen Beitrag dazu geleistet, unter ihren 
Mitgliedsstaaten ein gemeinsames Verständnis 
von umweltschädlichen Subventionstatbestän-
den zu schaffen und eine umfangreiche Metho-
dologie zur Identifi  kation und Bewertung um-

weltschädlicher Subventionen zu etablieren und 
kontinuierlich weiterzuentwickeln. Zuletzt hat 
sich die OECD auch zunehmend der Erforschung 
der Auswirkungen und der politischen Ökonomie 
des Abbaus solcher Subventionen angenommen. 
Umfangreiche Modellierungen der Auswirkun-
gen eines Subventionsabbaus für fossile Energie-
träger konnten bislang allerdings nur für Ent-
wicklungs- und Schwellenländer vorgenommen 
werden (OECD 2010). Vergleichbare Zahlen sol-
len in Zukunft auch für OECD-Mitgliedsstaaten 
vorgelegt werden.

Über das Schaffen von Standards und Bench-
marks hinaus sind ihre regelmäßig veröffentlich-
ten Länderberichte zu unterschiedlichen Politik-
bereichen ein weiteres zentrales Instrument der 
OECD in ihrer Funktion als Treiber bei der Um-
setzung wirtschaftspolitischer Reformen. Der 
 Abbau umweltschädlicher Subventionen spielt 
beispielsweise in den OECD-Umweltprüfberich-
ten eine Rolle. Umweltprüfberichte sind Peer 
 Reviews durch andere OECD-Mitgliedsstaaten, in 
denen Good Practices identifi ziert und Vorschläge 
für die Verbesserung der untersuchten umwelt-
politischen Politiken und Programme gemacht 
werden. Darin werden auch die umweltschädli-
chen Subventionen ausgewiesen. Für Deutsch-
land wurden bislang 1993 und 2001 Umwelt-
prüfberichte erstellt. Dabei wurde unter anderem 
festgestellt, dass etwa 35 Prozent der Subventio-
nen als umweltschädlich eingestuft werden kön-
nen, und angemahnt, die umweltschädlichen 
Subventionen im Energie- und Verkehrsbereich, 
insbesondere aber die Steinkohle subventionen 
zurückzuführen (BMU 2001). Ein neuer Umwelt-
prüfbericht für Deutschland steht in den kom-
menden Jahren aus. Auch in den regelmäßigen 
Wirtschaftsprüfberichten geht die OECD gele-
gentlich auf den Abbau umweltschädlicher Sub-
ventionen ein (so z. B. in den Wirtschaftsprüf-
berichten Indonesien und Südafrika von 2010).
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3.3 World Trade Organization

3.3.1 Entwicklung der Grundlagen der 
 heutigen Subventionsbetrachtung

Bereits das ursprüngliche GATT-Abkommen sah 
vor, dass die Mitglieds staaten alle handelsrele-
vanten Subventionen offenlegen.12 1955 wurde 
diese Regelung ergänzt und auf Exportsubventio-
nen und deren potenziell handelsverzerrenden 
Einfl uss fokussiert. Für sogenannte Primärpro-
dukte (land-, forstwirtschaftliche Güter, Fisch 
oder Rohstoffe) wurden Mitgliedsstaaten aufge-
fordert, Exportsubventionen, die einen handels-
ver zerrenden Charakter haben, abzuschaffen. Erst 
in der laufenden Doha-Runde der WTO-Verhand-
lungen wurden Exportsubventionen für Agrar-
produkte als nicht zulässig erklärt und müssen 
bis 2012 abgeschafft werden (WTO 2006: 190). 

Für non-primary (industrielle) Güter wurde 
ein entsprechendes Verbot bereits 1955 (ab 1958 in 
Kraft) erlassen, konnte aber geraume Zeit nicht 
durchgesetzt werden. Eine weitere Erklärung 1960 
lieferte eine Defi nition von Maßnahmen, die als 
Exportsubventionen angesehen würden.13 Im 
Jahr 1980 trat der sogenannte Subsidies Code 
(Agreementon Interpretation and Application of 
Articles VI, XVI and XXXIII) – zunächst für eine 
Gruppe von anfangs 24 unterzeichnenden Staa-
ten – in Kraft. Der Text erweiterte die 1960er-  
Liste der als Exportsubventionen angesehenen 
Maßnahmen und lieferte deren erste Defi nition. 
Dadurch wurde die Grundlage zur formalen Iden-
tifi kation von Sub ventionen und dem Ergreifen 
von Gegenmaßnahmen unter Welthandelsrecht 
geschaffen (WTO 2006: 191). 

3.3.2 Agreement on Subsidies and 
 Countervailing Measures

Im Rahmen der Uruguay-Verhandlungsrunde des 
GATT (1986-1994) wurde nicht nur das GATT in 
die World Trade Organization umgewandelt, son-
dern ebenso durch das Agreement on Subsidies 
and Countervailing Measures (SCM) der Subven-
tionsbegriff (einschließlich inländischer Subven-
tionen) defi niert. Ebenso wurde das SCM als Be-
standteil des WTO-Regelwerks für alle Mitglieder 
(für Entwicklungsländer mit längeren Übergangs-
fristen und verschiedenen Special & Differential 
Treatment-Klauseln) verbind lich. Im Verlauf der 
letzten Jahre wurden verschiedene Arten von 
Subventionen als handelsverzerrend anerkannt, 
die entweder verboten oder stark redu ziert wur-
den (Stoler 2010: 798). Eine Differenzierung von 
Subventionen hinsichtlich der Frage, ob diese 
umweltschädliche Wirkungen haben, ist ein ak-
tuelles Phänomen, das durch andere interna-
tionale Organisationen (UNFCCC, G20) an die 
WTO herangetragen wurde.

Generell unterscheidet das SCM drei Kate-
gorien zur Bewertung von Subventionen: „pro-
hibited, actionable and non-actionable“14 (WTO 
2006: 191). Exportsubventionen fallen in die 
erste Kategorie, für die ein prinzipielles Verbot 
und strengere Fristen und Regeln zur Abschaf-
fung als für heimische Subventionen bestehen 
(Green/Trebilcock 2007: 658). Bei heimischen 
Subventionen ist zunächst zu prüfen, ob diese 
„spezifi sch“15 und „handels verzerrend“ sind, be-
vor sie als unvereinbar mit dem SCM-Abkommen 
erklärt werden können. Trifft beides zu, so sind 
sie actionable, d. h. sie können angefochten und 

12 Artikel 16 des ursprünglichen GATT sah vor, dass „signatories should notify any subsidy, including any form of income or price support, 
which operates directly or indirectly to increase exports of any product from, or to reduce imports of any product into, its territory’“(WTO 
2006: 189).

13 Vgl. Declaration Giving Effect to the Provisions of Article XVI: 4 of the General Agreement on Tariffs and Trade (1960): 
 http://www.wto.org/gatt_docs/English/SULPDF/91870122.pdf
14 Während also einige heimische Subventionen verboten oder erlaubt sind, bedeutet die Kategorie „actionable“, dass diese Subventionen 

von anderen Mitgliedsstaaten angefochten werden können und dass diese nichtdiskriminatorische Gegenmaßnahmen ergreifen kön-
nen (Green/Trebilcock 2007: 655f).

15 „Spezifi sch“ besagt, dass die Subvention auf eine bestimmte Gruppe an Unternehmen begrenzt ist (WTO 2006: 198). 
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gegebenenfalls auch verboten werden. Sind diese 
nicht spezifi sch, so sind sie non-actionable. Dies 
trifft vor allem auf Forschungsförderung und Sub-
ventionen für regionale Entwicklung und Um-
weltschutz maßnahmen zu. Grundsätzlich gelten 
die Bestimmungen des SCM-Abkommens für in-
dustrielle und landwirtschaftliche Güter, wobei 
die Regeln zu Letzteren im Agreement on Agri-
culture spezifi ziert werden.

WTO-Mitgliedsstaaten können im Rahmen 
des Streitschlichtungsmechanismus (Dispute 
Settlement) klären, ob eine Maßnahme eine Ex-
portsubvention darstellt. In diesem Fall wird ein 
Mitglied verpfl ichtet, ohne Verzug in einem vom 
Dispute Settlement Board spezifi zier ten Zeitraum 
die Maßnahme abzuschaffen (Green/Trebilcock 
2007: 657). Bei heimischen Subventionen kön-
nen als temporäre Maßnahmen Entschädigungs-
zahlungen zwischen den beteiligten Parteien 
 vereinbart werden. Im Falle von Exportsubven-
tionen steht diese Möglichkeit nicht offen, son-
dern nur deren Abschaffung im vorgegebenen 
Zeitraum. 

Ein Beispiel ist das Dispute Settlement 316: 
European Communities: Measures Affecting Trade 
in Large Civil Aircraft. Darin argumentierten die 
USA als Beschwerdeführer, dass insgesamt fünf 
Arten von Subventionen, einige davon Export-
subventionen, unvereinbar mit den Vorschriften 
des SCM-Abkommens seien. In einer ersten Ent-
scheidung 2005 wurde eine Gruppe der Maßnah-
men (Launch Aid & Member State Financing in 
Deutsch land, Spanien und Großbritannien) als 
Exportsubvention anerkannt. Weitere Maßnah-
men wurden zwar als spezifi sch heimische Sub-
ventionen bewertet, allerdings stellten diese  keine 
signifi kante Wettbewerbsverzerrung und Schä-
digung der US-Flugzeugindustrie dar. Die als 
Exportsubventionen anerkannten Maßnahmen 
seien laut Entscheidung des Dispute Settlement 
Boards innerhalb von 90 Tagen zu verbieten 
(WTO 2010a).

Das Ziel dieser Maßnahmen (wie der vorher 
getätigten Schritte) ist es, durch international 
gültige Defi nitionen und Benennung von Sub-
ventionstatbeständen die Anreize für Staaten zu 
senken, handelsverzerrende Subventionen zu 

b eschließen bzw. den benachteiligten Staaten 
durch das Regelwerk institutionalisierte Rechts-
mittel zur Verfügung zu stellen. Insbesondere im 
Fall von Exportsubventionen sind dafür strenge 
prozedurale Regeln vorgesehen als auch die 
 Möglichkeit, zusätzlich zu ausgleichenden Ge-
genmaßnahmen Strafzahlungen durchzusetzen 
(Green/Trebilcock 2007: 658). 

3.3.3 Agreement on Agriculture

Das Agreement on Agriculture (AoA) trat in Nach-
folge des GATT 1995 in Kraft und spezifi ziert die 
WTO-Regeln für landwirtschaftliche Produkte 
in den Bereichen Marktzu gang (Zölle & nichtta-
rifäre Handelsschranken), heimischen und Ex-
portsubventionen. Exportsubventionen unter-
lagen zunächst Reduktionsverpfl ichtungen und 
werden bis 2013 komplett abgeschafft. Heimische 
Subventionen werden in die drei Kategorien ein-
geteilt: green box (erlaubte Subventionen für Um-
weltschutzmaßnahmen), amber box (heimische 
Subventionen, die Reduktionsverpfl ichtungen 
unterliegen) und blue box (erlaubte Subven tionen 
in unbestimmter Höhe, wenn diese produktions-
begrenzend wirken) (IATP 2003: 5).

Im Unterschied zu industriellen müssen bei 
landwirtschaftlichen Gütern keine Spezifi zität 
und Handelsverzerrung einer Subvention nach-
gewiesen werden. Stattdessen wird dies für die 
Kategorie der amber box per se angenommen und 
diese Subventionen bestimmten Reduktionsver-
pfl ichtungen unterworfen (Stoler 2010: 806). Re-
levant ist die Frage, ob die Subventionen richtig 
kategorisiert sind und den dafür geltenden Re-
geln entsprechen. 

Ein Beispiel dafür ist Dispute Settlement 267: 
United States – Subsidies on Upland Cotton 
(WTO 2010c). Das Streitschlichtungsverfahren 
um Exportsubventionen der Vereinigten Staaten 
für Baumwollproduzenten wurde im September 
2002 von Brasilien eröffnet. Brasilien bezog sich 
in seiner Beschwerde explizit darauf, dass einige 
Maßnahmen Exportsubventionen im Sinne des 
SCM-Abkommens darstellten, andere Maßnah-
men den Anforderungen für green box subsidies 
nicht entsprachen und dass amber box subsidies 
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nicht im Rahmen der Reduktionsverpfl ichtungen 
reduziert wurden (Stoler 2010: 806). Nach einer 
ersten Entscheidung im Jahr 2004 zugunsten 
 Brasiliens beendeten die USA Exportkreditgaran-
tien und -förderprogramme für Baumwollpro-
duzenten. Die Wiederein führung ähnlicher Maß-
nahmen in 2006 führte zu einer erneuerten Klage 
Brasiliens, infolge derer das WTO Dispute Settle-
ment Board erneut befand, dass diese Maßnah-
men Exportsubventionen darstellen (Trade Fi-
nance 2007). 

Der Ansatz des AoA, bestimmte Subventions-
kategorien grundsätzlich zu verbieten (Ex port -
subventionen) bzw. Reduktionsverpfl ichtungen 
zu unterwerfen (amber box), stellt sich als wesent-
lich effektiveres Instrument zur Subventionsre-
duzierung dar als das Regime für industrielle 
 Güter im Rahmen des Dispute Settlement unter 
dem SCM-Abkommen (Stoler 2010: 808). Dieses 
verlangt, dass die Spezifi zität und handelsver-
zerrende Wirkung von Subventionen nachge-
wiesen ist, bevor sie für unvereinbar mit WTO-
Recht erklärt werden. 

3.3.4 General Agreement on Trade in Services

Subventionen im Bereich des Dienstleistungs-
handels sind bisher ein wenig beachtetes Thema 
und im Rahmen des General Agreement on Trade 
in Services fi nden sich kaum spezifi sche Regeln, 
sondern lediglich ein „Verhandlungsmandat“ be-
züglich Subventionen. Dieses sieht einen Infor-
mationsaustausch und Konsultationen zwischen 
Mitgliedsstaaten vor, sollten Subventionen han-
delsverzerrende Effekte haben (WTO 2006: 195). 

3.4 G20

Zuletzt ist auch die Runde der 20 wichtigsten In-
dustrie- und Schwellenländer (G20) als Akteur im 
Zusammenhang mit dem Abbau umweltschädli-
cher Subventionen in Erscheinung getreten. Auf 
dem G20-Gipfel im September 2009 vereinbarten 
die Staats- und Regierungschefs, beim Abbau von 
Subventionen fossiler Energieträger aktiv zu wer-
den. Konkret wurde vereinbart, (1) Subventionen 
für fossile Energieträger mittelfristig zu beenden, 

(2) dass die Energie- und Finanzminister der 
G20-Staaten Strategien und Zeitpläne für den Ab-
bau entwickeln und (3) ein Konsortium aus In-
ternationaler Energie-Agentur (IEA), Organisa tion 
erdölexportierender Länder (OPEC), Weltbank 
und OECD mit zu beauftragen, Subventionen 
fossiler Energieträger zu identifi zieren, die Aus-
wirkungen ihrer Beendigung zu untersuchen und 
Vorschläge für die Implementierung des Abbaus 
zu entwickeln. Die Ergebnisse wurden den Staats- 
und Regierungschefs anlässlich des G20-Gipfels 
im Juni 2010 in Toronto vorgelegt (OECD 2010). 
In Toronto wurden jedoch keine weiteren Schrit-
te beim Abbau umweltschädlicher Subventionen 
fest vereinbart.

Eine zentrale Rolle bei der Debatte um den 
Abbau umweltschädlicher Subventionen im 
 Rahmen des G20-Prozesses kommt auch der 
WTO und der Weiterentwicklung der Subven-
tionsdefi nition des SCM-Abkommens zu (WTO 
2010b). Einerseits betrifft dies die spezifi sche Fra-
ge, welche Politikmaßnahmen unter den Begriff 
der „Subventionen für fossile Brennstoffe“ fallen, 
und andererseits den größeren Problemkomplex 
des „Under reportings“ von Subventionen durch 
WTO-Mitgliedsländer. Nach Artikel 25 des SCM-
Abkommens sind WTO-Mitgliedsstaaten ver-
pfl ichtet, jährlich über ihre handelsrelevanten 
Subventionen gegenüber der WTO zu berichten. 
Vor allem die deutsche Berichterstattung wurde 
als lückenhaft im Vergleich zu anderen OECD-
Ländern betrachtet (FiFo 2008: 1). Vorschläge zur 
Standardisierung des Reporting mit dem Ziel, 
die wesentlichen Sub ventionen zu identifi zieren, 
um deren mittelfristigen Abbau überwachen zu 
 können, sind Gegenstand aktueller Debatten 
(Global Subsidies Initiative 2010).

3.5 Fazit

Das Kapitel skizzierte den europäischen und in-
ternationalen Rahmen für nationale Subven-
tionspolitik. Auf europäischer Ebene wurden im 
Rahmen der Europa-2020-Strategie mehrere Poli-
tikmaßnahmen zum Subventionsabbau initiiert. 
Dazu gehören die Festschreibung des Subven-
tionsabbaus als Ziel der Mitgliedsstaaten, die dis-
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kutierte Roadmap und der Überwachungsmecha-
nismus der Europäischen Kommission. Daneben 
geht vom europäischen Beihilfenrecht weiterer 
Druck aus – wie im Falle der deutschen Steinkoh-
lesubventionen gezeigt wurde. Weitere mögliche 
Ansätze auf europäischer Ebene stellen die an-
stehende Reform der Energiesteuerrichtlinie und 
die Debatte zu carbon leakage und einem mögli -
chen Grenzausgleich dar. 

Die internationalen Ansätze in der OECD 
und G20 thematisieren vor allem die Schaffung 
international einheitlicher Defi nitionen von Sub-

ventionstatbeständen und Grundsätze für das 
 Reporting von Subventionen. Diese haben das 
Ziel, eine verbindliche Grundlage für den inter-
national vereinbarten Abbau umweltschädlicher 
Subventionen zu bilden, um allzu starke Verwer-
fungen zu vermeiden. Dagegen sind diese Ebenen 
bisher nicht geeignet, um einen verbindlichen 
Rahmen für eine konzertierte Abschaffung von 
umweltschädlichen Subventionen zu schaffen. 
Allerdings spielen sie eine wichtige Rolle, um den 
politischen Prozess des Subventionsabbaus anzu-
stoßen und zu begleiten.
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In Deutschland und Europa gibt es nach wie vor 
eine Reihe umweltschädlicher Subven tionen, de-
ren Abbau Potenziale für eine ökologische Mo-
dernisierung bieten. Verschiedene Studien haben 
in den vergangenen Jahren auf die beachtlichen 
Chancen für Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit 
und Beschäftigung im Bereich umweltfreund-
licher Technologien hingewiesen (u. a.: Jaeger et 
al 2011, BMU 2009, Ernst & Young 2006, DTI/
DEFRA 2006, Rosted et al. 2006). Die Studien 
 zeigen aber auch, dass neue, umweltfreundliche 
Technologien auf die entsprechenden Rahmen-
bedingungen angewiesen sind, um die Märkte 
zu durchdringen (Jänicke und Lindemann 2010, 
Jacob et al. 2005). Ihrer Förderung durch entspre-
chende Innovationsförderung, Umlagen, Inves-
titionszuschüsse usw. sind dabei Grenzen gesetzt. 
Gerade der Abbau von Subventionstatbeständen, 
die konkurrierende umweltschädlichere Techno-
logien bevorzugen, könnte hier eine zusätzliche 
Hebelwirkung für die umfassende ökologische 
Modernisierung bedeuten.

Obwohl diese Argumente schon lange und 
auch politisch hochrangig vorgetragen werden, 
scheitert es oft an der konkreten Umsetzung für 
bedeutende Subventionstatbestände. Die Steuer-
befreiungen für den Luftverkehr, die Dienstwa-
genbesteuerung, die Entfernungs pauschale und 
die Steinkohlesubventionen sind besonders her-
ausragende Beispiele, bei denen Umweltziele, 
Modernisierungschancen und Haushaltsentlas-
tungen Hand in Hand gehen. Würde man den 
Subventionsbegriff auch auf solche Branchen 
und Technologien ausweiten, die von einer feh-
lenden oder zu geringen Internalisierung exter-
ner Kosten profi tieren, müsste diese Liste noch 
erweitert werden. 

Die Analyse der genannten Tatbestände zeigt 
aber auch, dass es häufi g eine komplizierte Interes-
senslage gibt, bei der es Partikularinteressen, die 

von diesen Subventionen profi tieren, gelingt, am 
Status quo festzuhalten. Sie machen sich dabei 
widerstreitende Interessen auf den politischen 
Ebenen (Europa, Bundesländer) zunutze, die 
von einem Strukturwandel in unterschiedlichem 
Maße betroffen wären. Die Analyse macht deut-
lich, dass regelmäßig langfristig Vorteile von einem 
Subventionsabbau zu erwarten wären, aber die 
 Perspektive auf kurzfristige Besitzstandswahrung 
überwiegt. 

Wie können solche Situationen überwunden 
werden und wie können langfristige Chancen ein 
stärkeres Gewicht erhalten? Handlungsmöglich-
keiten zum Abbau oder zur ökologischen Um-
gestaltung von Subventionen entstehen durch 
äußere Drucksituationen (haushalts politischen 
Druck) oder durch Maßnahmen zur Depolitisie-
rung von Entscheidungen, in dem diese in neue, 
langfris tigere Kontexte gestellt und transparenter, 
im Rahmen einer größeren Gruppe an Akteuren 
diskutiert werden. 

Die Verteidigung von umweltschädlichen 
Subventionen geschieht meist unter Verweis auf 
kurzfristig negative Auswirkungen wie z. B. Ar-
beitsplatzverluste. Die impliziten Kosten der 
Nichtabschaffung dieser Subventionen und des 
damit verlangsamten Strukturwandels werden 
dabei nicht berücksichtigt. Dialogformen zur 
 Entwicklung langfristiger Politikziele, wie sie 
durch die niederländischen Transitionsplatt-
formen geleistet werden, reduzieren einerseits 
Widerstände, da in diesen Prozessen Anpassungs-
maßnahmen in einem Gesamtkontext beschlos-
sen werden können, und delegitimieren soge-
nanntes rent-seeking durch einzelne Subven-
tionsempfänger. 

Durch das Einpassen des Subventionsabbaus 
als Bestandteil einer langfristigen, kohärenten 
Strategie können Entscheidungszusammenhänge 
geändert werden, in deren Kontext der Wider-

4.  Schlussfolgerungen für den politischen Diskurs



47

WISO
DiskursWirtschafts- und Sozialpolitik

stand gegen solche Maßnahmen geringer ist. Der 
Fall Neuseelands hat gezeigt, dass eine Integra-
tion des Subventionsabbaus in eine faire, lang-
fristige Gesamtstrategie (Liberalisierung der Wirt-
schafts- und Handelspolitik) Widerstände der ur-
sprünglichen Subventionsempfänger reduzieren 
kann. Die Ökologisierung der Pendlerprämien in 
den Niederlanden stellt ebenso eine konsequente 
Weiterentwicklung einer langfristigen Strategie 
(inklusive komplementärer Politiken) dar.

Die Schaffung neuer Politikarenen bzw. Öff-
nung politischer Prozesse für Akteure erhöht 
 einerseits die Transparenz und Pluralität der Mei-
nungen, die zu einem Thema ausge tauscht wer-
den. Gleichzeitig werden dadurch neue Akteurs-
konfi gurationen geschaffen, die zur Diskussion 
eines Themas beitragen. Diese Politikarenen 
schaffen typischerweise eine stärkere Gleichbe-
rechtigung unterschiedlicher Interessen, die im 
etablierten Politikbetrieb unterschiedliche Macht-
potenziale und Einfl ussmöglichkeiten haben. 
Neue Politikarenen können so dazu beitragen, 
dass der Einfl uss von Partikularinteressen redu-
ziert wird, indem insgesamt mehr Interessen in 
ausgewogenem Maße Gehör fi nden und Ent -
schei dungen im Rahmen dieses öffentlichen Aus-
tauschs legitimiert werden müssen. 

Solche neuen Politikarenen können auch zu 
einer größeren Transparenz in der Entwick lung 
einer gemeinsamen Wissensbasis beitragen. Of-
fene Strukturen erlauben die Diskussion vielfäl-
tiger Standpunkte und die Aufnahme weiterer 
Perspektiven in Prozesse zur Entscheidungsfi n-
dung. Eine gemeinsame Wissensbasis trägt dazu 
bei, dass ein von Partikularinteressen getriebenes 
„aneinander vorbei Reden“ schwierig in der Öf-
fentlichkeit zu rechtfertigen ist. Es hilft vielmehr 
dabei, mögliche gemeinsame Schnittmengen zu 
identifi zieren, ist aber keine Garantie dafür, dass 
diese auch realisiert werden. 

Auf der internationalen Ebene waren und 
sind die europäischen Institutionen, die OECD 
und die WTO wichtige Treiber für den Subven-
tionsabbau. Die Möglichkeiten einer konzertier-
ten Abschaffung von Subventionen, um dadurch 
wiederum Akzeptanz zu schaffen, werden aber 
bisher bei Weitem nicht ausgeschöpft. Entspre-
chende politische Prozesse könnten nicht nur 

den Subventionsabbau beschleunigen, sondern 
zudem die Akzeptanz stärken, wenn dieser auch 
andernorts erfolgt. Dies setzt voraus, dass euro-
päische und internationale Institutionen ent-
sprechend mandatiert und gestärkt werden. Auf 
der nationalen Ebene sollte dies dann genutzt 
werden, um weitere Akzeptanz für den Abbau zu 
schaffen. 

Die Studie hat gezeigt, dass es kein Patent-
rezept gibt, um den Abbau von umwelt schädlichen 
Subventionen zu betreiben. Für die aktuelle poli-
tische Diskussion lassen sich dennoch sehr kon-
krete Vorschläge ableiten: 
– Eine Weiterentwicklung der Defi nition um-

weltschädlicher Subventionen, die auch im in-
ternationalen Rahmen genutzt werden könnte: 
Eine Führungsrolle Deutschlands könnte auch 
national genutzt werden. Dazu bietet der inter-
national einmalige, zweijährlich erscheinende 
Subventionsbericht der Bundesregierung einen 
guten Anknüpfungspunkt. Er sollte in der Defi -
nition wesentlich weiter gefasst, mit umwelt-
politischer Bewertung der einzelnen Subven-
tionstatbestände versehen und als regelmä-
ßiges Berichtsinstrument zum Fortschritt des 
Abbaus insbesondere umweltschädlicher Sub-
ventionen genutzt werden.

– Eine differenzierte Betrachtung von Subventi-
onen: Die Umweltschädlichkeit sollte ein zen-
trales Merkmal bei der Bewertung sein, genau-
so wie die potenziellen Innovations- und 
Markteffekte für grüne Technologien. Diese 
Differenzierung ermöglicht auch Maßnahmen 
zum Ausgleich von kurzfristig als nachteilig 
und unberechtigt empfundenem Subventions-
abbau. Für Deutschland wäre besonders die 
Umgestaltung der Pendlerpauschale und der 
Dienstwagenbesteuerung mit starken ökologi-
schen Anreizwirkungen attraktiv. 

– Die Nutzung von Gelegenheitsfenstern: Sub-
ventionsabbau kann einerseits als eine lang-
fristige Strategie angelegt werden, sodass sich 
die Adressaten darauf einstellen können. An-
dererseits ergeben sich auch Möglichkeitsfens-
ter, in denen rasch und weitreichend gehan-
delt werden kann und sollte. Die gegenwärtige 
Energiewende, aber auch das nach wie vor große 
Haushaltsdefi zit sind Beispiele dafür. Daher 
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könnten und sollten Subventionstatbestände 
zugunsten von umweltintensiven Verkehrsträ-
gern und Energietechnologien bevorzugt abge-
baut werden. 

– Dabei bietet sich eine Beteiligung von Umwelt-
akteuren an: Ein runder Tisch zum Subven-
tionsabbau in der Energiewende könnte bei-
spielsweise zunächst eine Bestandsaufnahme 
erarbeiten und dann konkrete Vorschläge für 
einen Um- und Abbau von Förderungen mit 
einem verbindlichen Zeitplan erarbeiten, die 
die Ziele der Energiewende unterstützen und 

von denen Anreize für Innovation und Inves-
titionen in zukunftsfähige Technologien aus-
gehen. Diese Vorschläge müssten dann in Ge-
setzesform gegossen werden und so für einen 
verlässlichen politischen Rahmen sorgen.

– Parallel sollte, jedoch nicht gebunden an den 
Fortschritt des Abbaus auf nationaler Ebene, 
ein derartiger Prozess von der Bundesregierung 
auf internationaler Ebene angestoßen und vor-
angetrieben werden. Damit würden die inter-
nationalen Auswirkungen minimiert werden. 
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